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1 Die Stadt trägt dafür Sorge, dass ausreichend Schwimmkurse 

für Kinder kostenfrei angeboten werden.

Schwimmen kann Leben retten – jedes Kind soll es lernen können. Für Familien mit Bonn-Ausweis 

oder geringen Einkommen müssen Schwimmkurse kostenfrei sein. Wer es sich leisten kann, soll 

auch einen Beitrag leisten. So fördern wir soziale Gerechtigkeit und Teilhabe. Dafür brauchen wir 

dringend genügend Kurse und Wasserzeiten.

Jedes Kind soll unabhängig vom Einkommen der Eltern schwimmen lernen. Wir sind dafür, dass 

ausreichende und möglichst kostengünstige Schwimmkurse angeboten werden. Über den Bonn 

Ausweis werden Schwimmkurse in Bonn bereits jetzt sehr günstig angeboten.

Insbesondere für Kinder mit Bonn-Ausweis sollten Schwimmkurse kostenlos angeboten werden. 

Ein großes Problem ist aber, dass viele Bäder marode sind. Hier muss die Stadt schneller werden. 

Wir wollen städtische Sanierungsgesellschaften gründen, die für qualifiziertes Personal auch gute 

Konditionen zahlen können. Die Bäder müssen zügig saniert werden, damit ausreichend 

Schwimmkurse stattfinden können.

Das Angebot kann im Rahmen des Schulschwimmens erfolgen. Dritte Anbieter, denen die Stadt 

Bonn Wasserfläche kostenfrei zur Verfügung stellt, sollten für Kinder aus Familien mit 

Transferleistungsanspruch die Kurse unentgeltlich durchführen.

Schwimmen ist lebenswichtig. Jedes Kind sollte schwimmen lernen – unabhängig vom Einkommen 

der Eltern. Kostenlose Kurse fördern Sicherheit, Teilhabe und Chancengleichheit.

Die Bonner Bäderlandschaft hat großen Sanierungsbedarf. Während der sanierungsbedingten 

Schließzeiten der Bäder hat die Schaffung von ausreichend Schwimmkapazitäten für Kinder und 

Schulen für die CDU höchste Priorität. Entsprechende Konzepte müssen von der Stadt endlich 

erarbeitet und durchgeführt werden. Eine entgeldfreie Angebot für Schwimmkurse ist nicht 

vorgesehen. Besitzer des Bonn-Ausweises erhalten Vergünstigungen, die wir für kinderreiche 

Familien ausweiten wollen.

Das versteht sich hoffentlich von selbst, oder sollen zusätzlich zu den geflüchteten Kindern jetzt 

auch noch Bonner Kinder ertrinken. Die sPD hat durch die Kürzungen der Gelder für Seenotrettung 

hier genug Schaden angerichtet.

Es finden bereits kostenfreie Schwimmkurse in den Schulen statt, die in der Regel jedoch nicht 

ausreichen. Derzeit werden Inhaber*innen des Bonn-Ausweises für weitere Schwimmkurse 

finanziell unterstützt. Dies würden wir gerne ausbauen.

Wir wollen sicherstellen, dass alle Kinder Schwimmen lernen. Dafür unterstützen wir Vereine, 

Initiativen und private Anbieter, die Schwimmkurse anbieten, und stellen dabei sicher, dass alle 

Kinder die gleichen Chancen haben, Schwimmen zu lernen. Zudem treiben wir die Sanierung der 

Hallenbäder voran, damit insbesondere das Schulschwimmen als kostenlose Lernmöglichkeit 

stattfinden kann. Zudem wollen wir allen unter 18 Jahren in den Sommermonaten freien Eintritt ins 

Schwimmbad ermöglichen.

Ja, unter der Prämisse, dass die kostenlose Kurse jenen Kindern vorbehalten bleiben, die eine 

Bedüftigkeit haben.

Es gab Zeiten in Bonn, da hatte jeder Stadtteil ein funktionierendes Schwimmbad, sogar einige 

Schulen hatten ein Lehrschwimmbecken. Damals haben so gut wie alle Kinder schwimmen gelernt. 

Das müssen wir wieder erreichen. Dafür brauchen wir Schwimmkurse und die völlig 

heruntergekommenen Schwimmbäder in Bonn müssen endlich saniert werden. Diese dringend 

notwendigen Maßnahmen dürfen auf keinen Fall so lange hinausgeschoben werden, bis am Ende 

nur noch der Abriss bleibt.

2 Bei größeren Infrastrukturprojekten sollen verpflichtende 

Bürgerentscheide durchgeführt werden.

Wir stehen für starke Bürgerbeteiligung, aber auch für klare politische Verantwortung. 

Bürgerentscheide klingen demokratisch – können aber wichtige Projekte verzögern und anfällig für 

Desinformation sein. Gerade große Kampagnen bergen das Risiko, dass komplexe Sachverhalte 

verkürzt oder verzerrt dargestellt werden. Wir setzen stattdessen auf transparente Beteiligung und 

klare Verantwortung der gewählten Vertreter.

Große Vorhaben brauchen breite Akzeptanz. Wir setzen auf verbindliche Bürgerbeteiligung vor Ort 

– mit frühzeitiger, transparenter Information und echter Mitbestimmung. Das stärkt das Vertrauen 

und verbessert die Qualität von Entscheidungen. Verbindliche Bürgerentscheide halten wir für den 

falschen Weg, da dies rechtlich nicht in allen Verfahren möglich ist, wie beispielsweise bei der 

Seilbahn.

Nicht bei allen Großprojekten können bindende Bürgerentscheide durchgeführt werden, da hier 

rechtliche Hürden bestehen, z.B. bei Bebauungsplänen oder Planfeststellungsverfahren. In solchen 

Fällen befürworten wir dennoch einen freiwilligen Bürgerentscheid, um das Votum der 

Bonnerinnen und Bonner einzuholen. An diesem dann nicht rechtlich bindenden Meinungsbild 

kann sich dann der Stadtrat orientieren.

Bürgerentscheide als direkte Form der Demokratie finden unsere volle Unterstützung. Zuletzt hat 

der BBB einen Bürgerentscheid zur Frage des Baus einer der Seilbahn vorgeschlagen.

Großprojekte betreffen viele – also sollten auch viele entscheiden. Bürgerentscheide stärken 

Vertrauen, Demokratie und Akzeptanz für langfristige Investitionen in der Stadt.

Grundsätzlich braucht Bonn endlich eine Bürgerbeteiligung, die diesen Namen auch verdient. 

Infrastrukturprojekte werden derzeit viel zu spät und von oben herab kommuniziert. Die CDU wird 

eine dialogorientierte Bürgerbeteiligung auf Augenhöhe einführen. Eine generelle Verpflichtung 

und automatische Durchführung von Bürgerentscheiden lehnen wir ab. Dies würde zu deutlich 

längeren Bauvorhaben führen. Das Bauen müssen wir von übermäßiger Bürokratie und zu hohen 

Kosten befreien, um bspw. endlich mehr Wohnraum schaffen zu können.

Ja. Wir gehen dabei von einem erweiterten Infrastrukturbegriff aus, also auch Kanalisationssysteme 

o.ä. Wir werden zur Abstimmung stellen, ob wir alle Abwasserrohre der Stadt in die Vorgärten der 

cDU.

Wir PIRATEN halten Bürgerbeteiligung und transparente Verfahren für außerordentlich wichtig. 

Insbesondere bei größeren Infrastrukturprojekten sind Bürgerentscheide ein angemessenes Mittel, 

um die Bevölkerung einzubinden.

Volt strebt insgesamt eine größere Einbindung der Bürger*innen an. Ein wesentliches Element ist 

die jährliche Einberufung eines repräsentativ besetzten Bürger*innenrates, der sich mit durch die 

Bürgerschaft festgelegten Themen befasst und dem Stadtrat Maßnahmen empfiehlt. Dieses 

Vorgehen wird durch Fachbeiträge und eine externe Moderation unterstützt. Deshalb ziehen wir 

dieses Vorgehen den Bürgerentscheiden vor. Für Themen von besonderer Relevanz für das 

gesamte Stadtgebiet sollten jedoch auch Bürgerentscheide eingesetzt werden.

Wir stellen eine gute Bürgerbeteiligung bei großen Bauprojekten der Stadt sicher und wollen 

Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit geben, Anregungen und Kritik in diesen Prozessen zu 

äußern. Ein standardmäßiger Bürgerentscheid ist dafür jedoch kein sinnvolles Instrument.

Bürgerentscheide sind grundsätzlich gut, jedoch sollten sie nicht verpflichtend sein.

3 Die Stadt Bonn soll auf eine verbindliche Gestaltungssatzung 

für die Innenstadt verzichten. Damit entscheiden Eigentümer, 

Händler und Gastronomen, wie sie ihre Gebäude und Läden 

gestalten.

Bonn soll lebendig und vielfältig bleiben. Weniger Vorschriften bedeuten mehr Freiheit für kreative 

und wirtschaftlich sinnvolle Gestaltung. Wir setzen auf die Eigenverantwortung der 

Unternehmerinnen und Unternehmer.

Wir wollen eine lebenswerte, vielfältige Innenstadt mit Aufenthaltsqualität. Gestaltungssatzungen 

helfen, klimafreundliche, soziale und barrierefreie und ansehnliche Quartiere zu sichern. Durch die 

Satzung gelten in der Innenstadt gleiche Regeln für alle. Sie wurde 2015 mit großer Mehrheit im 

Rat beschlossen und hat sich seitdem bewährt. Wir wollen diese Satzung daher beibehalten. Ein 

kompletter Verzicht würde unsere gemeinsamen städtebaulichen Ziele gefährden, indem zum 

Beispiel Werbung ausufern könnte.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass ein attraktiveres Stadtbild nur über gewisse verbindliche 

Regelungen zu erreichen ist, da sonst z.B. Werbetafeln und Kundenstopper überhandnehmen. 

Allerdings sollten die Gestaltungsregeln nicht zu kleinteilig sein und Freiraum auch für neue Wege 

lassen.

Die Stadt sollte ihre Gestaltungshoheit nicht zugunsten einer unkontrollierten baulichen 

Entwicklung aufgeben.

Weniger Bürokratie für Eigentümer, Händler und Gastronomen bedeutet mehr Gestaltungsfreiheit 

und Flexibilität. Das stärkt die Attraktivität und Belebung der Innenstadt durch vielfältigere 

Nutzungen.

Problem ist nicht, dass es eine verbindliche Gestaltungssatzung gibt, sondern wie diese 

ausgestaltet ist. Es braucht einen Interessensausgleich und Dialog mit den Eigentümern, Händlern 

und Gastronomen mit dem Ziel eine attraktive Innenstadt für alle zu ermöglichen. Eine ideologisch 

motivierte Einseitigkeit lehnen wir ab.

Ja, denn schlechte Gestaltung überlassen wir undgern nur der Stadtverwaltung. Eine Gestaltungssatzung ist zwar nach Ansicht der PIRATEN ein starker Einschnitt in die Freiheit der 

Eigentümer, Händler und Gastronomen in der Innenstadt, kann aber auch Vorteile für die 

Bewohner Bonns mit sich bringen. Hier kommt es nach Meinung der PIRATEN stark auf den 

Umfang und die Details der Satzung an. Pauschal können wir deshalb keine Aussage treffen.

Volt unterstützt, dass die Gestaltungssatzung gemeinsam mit Gewerbetreibenden und 

Gastronomen entwickelt wird und fordert, dass die Satzung regelmäßig überprüft und ggf. 

angepasst wird. Gewerbetreibende und Gastronomen sollen die Möglichkeit bekommen für 

spezielle Orte, wie z.B. den Berta-von-Suttner Platz, Sonderkonditionen zu formulieren.

Wir setzen uns für ein einheitliches Erscheinungsbild in der Bonner Innenstadt ein. Gleichzeitig 

müssen diese Regelungen praxisnah sein und dürfen Gastronomie und Einzelhandel nicht 

übermäßig in der Gestaltung ihrer Lokale einschränken.

Die Gestaltung des Stadtbilds und des öffentlichen Raumes ist keine reine Privatsache.

4 Das Bus- und Bahnticket für Schülerinnen und Schüler soll allen 

kostenlos zugänglich sein, unabhängig davon, wie weit sie von 

der Schule entfernt wohnen.

Wir setzen uns für ein ermäßigtes Deutschlandticket für Schülerinnen und Schüler ein. Wer sich 

den ÖPNV sonst nicht leisten kann, soll kostenlos fahren – alle anderen zahlen einen fairen Beitrag. 

Damit schaffen wir soziale Gerechtigkeit, sparen durch Wegfall komplizierter 

Entfernungsprüfungen Verwaltungskosten und stärken gleichzeitig klimafreundliche Mobilität.

Mobilität darf nicht vom Geldbeutel abhängen. Deswegen haben wir ein sehr preiswertes ÖPNV-

Ticket für alle Schüler*innen in Bonn eingeführt. Das fördert Bildungsgerechtigkeit, Klimaschutz 

und Teilhabe. Um einen zuverlässigen, umfangreichen und komfortablen ÖPNV zu ermöglichen, 

sind Ticketeinnahmen unerlässlich.

Die Stadt Bonn bietet allen Schüler*innen seit der letzten Wahlperiode bereits ein Monatssticket 

für 19 EUR, Kinder mit Bonn-Ausweis erhalten zudem sehr günstige 4er-Streifenfahrkarten für 1 

bzw. 1,50 EUR. Diese Tickets werden aus dem Haushalt der Stadt Bonn bezuschusst. Ein gänzlich 

kostenfreies Ticket für alle Schüler*innen wäre wünschenswert, müsste aber durch das Land NRW 

oder den Bund mitfinanziert werden.

Das ist nicht finanzierbar. Bonn muss heute schon die Fahrtkosten externer Schüler umliegender 

Gemeinden finanzieren.

Bildung darf nicht am Busgeld scheitern. Kostenloser ÖPNV für alle Schülerinnen und Schüler 

entlastet Familien finanziell, reduziert Verkehrschaos und fördert klimafreundliche Mobilität.

Das Nahverkehrsangebot für Schülerinnen und Schülern muss immer vergünstigt sein, als ein 

normales Ticket. Hier gilt dennoch, wie auch sonst, dass der Staat diejenigen stärker unterstützt, 

die den Bedarf dafür haben (z.B. wegen größere Entfernung zur Schule oder einem geringeren 

Einkommen der Eltern). Die CDU setzt sich für eine stärkere finanzielle Beteiligung von Bund und 

Land für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) ein und möchte die Finanzierungslücke des 

ÖPNV Schritt für Schritt verringern. Aktuell wird der finanzielle Verlust des ÖPNV von Jahr zu Jahr 

größer. Wenn wir dies beheben, können die Preise für alle verringert werden.

Ja, zusätzlich wäre ein Schmerzensgeld für Schüler*innen in diesem Bildungs- und 

Nahverkehrssystem angemessen.

Das Schülerticket für 19,-€, unabhängig von der besuchten Schule, ist ein großer Erfolg und muss 

beibehalten werden. Weitere Kostensenkungen wären zwar wünschenswert, kann sich die Stadt in 

ihrem aktuellen Haushalt aber nicht leisten.

Gerade Kinder und Jugendliche sind auf Bus und Bahn in ihrem Alltag angewiesen. Wir konnten 

bereits durchsetzen, dass die Schülertickets auf 19 Euro vergünstigt wurden. Jetzt wollen wir im 

nächsten Schritt den Nahverkehr für Kinder und Jugendliche in Bonn kostenfrei machen, um 

Familien zu entlasten und jedem Kind Mobilität zu ermöglichen.

Das kostenlose Schülerticket muss auch Auszubildenden, die ihren Ausbildungsplatz auf dem 

Gebiet der Stadt Bonn haben, zu den gleichen Bedingungen zugänglich gemacht werden.

5 Die Stadt Bonn soll in offiziellen Publikationen auf das Gendern 

verzichten und stattdessen die Empfehlungen des Rats für 

deutsche Rechtschreibung umsetzen.

Sprache soll verständlich, klar und verbindend sein. Wir folgen den Empfehlungen des Rates für 

deutsche Rechtschreibung – das schafft Einheitlichkeit und Akzeptanz.

Wir stehen zur geschlechtergerechten Sprache. Denn Sprache macht sichtbar, für wen wir 

einstehen: für alle Menschen, die in Bonn leben. Sprache, mit der sich möglichst viele Menschen 

angesprochen fühlen, ist Zeichen einer offenen Stadtgesellschaft. Privat entscheidet das jede und 

jeder für sich selbst. Das Gendern wollen wir daher nicht verbieten.

Die Sichtbarmachung geschlechtlicher Vielfalt ist angesichts der noch bestehenden 

gesellschaftlichen Diskriminierung eine Möglichkeit, um auf andere geschlechtliche Perspektiven 

aufmerksam zu machen und Menschen in dieser Hinsicht zu sensibilisieren. Sprachveränderung 

braucht meist seine Zeit, vielleicht kommt die Duden-Redaktion ja in den nächsten Jahren auch 

noch zu einer anderen Regelsetzung.

Die krampfhaften Bestrebungen, das bewährte generische Maskulinum mit dem Gender-Sternchen 

zu ersetzen, missachten die Rechtschreibregeln und machen Texte schwer lesbar. Das Gendern 

stellt keine natürliche Sprachentwicklung dar. Sprache ist ein Kulturgut und gehört allen – nicht 

einer politischen Richtung. Sie soll sich frei entwickeln, nicht durch Vorschriften. Wir treten für eine 

klare, verständliche und barrierefreie Verwaltungssprache ein. Daher werden wir das Gendern in 

der Stadtverwaltung umgehend abschaffen.

Klare, verständliche Sprache fördert Inklusion und Lesbarkeit – besonders für Menschen mit 

Lernschwierigkeiten, geringen Deutschkenntnissen oder Sehbeeinträchtigungen. Die 

Empfehlungen des Rats für deutsche Rechtschreibung sorgen für Einheitlichkeit ohne ideologische 

Aufladung.

Die Stadt sollte keinen Sprachgebrauch vorgeben und sich an die Vorgaben offizieller Stellen 

halten. Wer privat gendern möchte, soll das tun.

Nein, wir gendern mit Sternchen, Unterstrich und Laser. Sprache ist mächtig – vor allem gegen 

CDU-Facebookkommentare. Und es ärgert die FCKAfD - #Lifegoals

Wir PIRATEN halten es nicht für sinnvoll, den Sprachgebrauch unnötig einzuschränken. Gendern in 

offiziellen Publikationen ist als Teil der Inklusions- und Gleichstellungsbemühungen der Stadt zu 

werten.

Wir halten ein Verbot des Genderns nicht für zielführend. In der Partei Volt gendern wir, um alle 

Geschlechter gleichwertig anzusprechen und Diskriminierung sowie Stereotype zu vermeiden.

Zu einer diskriminierungsfreien Kommunikation gehört auch eine geschlechtersensible Sprache. 

Wir halten es für sinnvoll, dass die Verwaltung eine geschlechtergerechte Sprache verwendet, um 

alle Menschen richtig ansprechen zu können.

Gendersprache sollte grundsätzlich nicht benutzt werden. Das BSW bekennt sich nachdrücklich zu dem durch Artikel 3 des Grundgesetzes verbürgten 

Grundsatz der Gleichberechtigung von Frauen und Männern. In vielen gesellschaftlichen Belangen, 

namentlich im Bereich sozialer Absicherung, ist nach wie vor eine Benachteiligung von Frauen zu 

beklagen. Wir sind nicht der Ansicht, dass sprachliche Gender-Regelungen in irgendeiner Weise 

zur Behebung dieses Missstands beitragen. Im Gegenteil: sie lenken eher von den wahren 

Ursachen dieser Benachteiligung ab, die überwiegend durch materielle und soziale Faktoren 

bedingt ist und darum vor allem in diesen Bereichen ein politisches Handeln zur Schaffung 

besserer Voraussetzungen verlangt. Das Gendern wird von einer Mehrheit als unnütze und 

aufdringliche Symbolpolitik empfunden, als Versuch einer realitätsfernen akademischen 

Interessengruppe, Begriffe und Identitäten willkürlich zu „designen“ und die Menschen 

pädagogisch zu gängeln.

6 Die Stadt Bonn soll mehr Personal für die Überwachung und 

Beseitigung von Wohnungsleerstand sowie die Beratung der 

Eigentümer bereitstellen.

Wir setzen auf Anreize statt auf Kontrolle. Der Fokus soll auf Aktivierung durch Beratung und 

Kooperation der Eigentümer liegen – nicht auf Überwachung und bürokratische Hürden.

Wohnraum darf nicht leer stehen. Wir setzen uns für gezielte Beratung der Eigentümer*innen, 

bessere Kontrolle und mehr Personal ein, um leerstehende Wohnungen wieder nutzbar zu 

machen. Dafür haben wir in den letzten Jahren bereits mehr Personal zur Verfügung gestellt und 

die Regeln verschärft. Daran halten wir fest.

Die aktuelle Koalition hat zu Beginn der letzten Wahlperiode die Wohnungsaufsicht bereits um 

mehrere Stellen aufgestockt und die städtische "Zweckentfremdungsverordnung" gegen 

missbräuchlichen Leerstand verschärft. Sollten hier zusätzliche Maßnahmen möglich und 

notwendig sein, werden wir uns hierfür einsetzen. Da die Stadt speziell bei öffentlichen 

Eigentümern wie BIMA oder BLB nur sehr wenige Möglichkeiten hat, auf deren Leerstand zu 

reagieren, braucht es hier auch öffentlichen Druck, um Sanierung und Vermietung von 

leerstehenden Beständen zu forcieren.

Der BBB unterstützt die Maßnahmen zur Nutzung leerstehenden Wohnraums. Leerstand in Zeiten der Wohnungsnot ist sozial nicht vertretbar. Mit mehr Kontrolle und aktiver 

Beratung der Eigentümer können dringend benötigte Wohnungen schneller wieder genutzt 

werden – statt leerzustehen.

Es ist nicht Aufgabe der Stadt privates Eigentum zu überwachen. Die Stadt muss die 

Rahmenbedingungen so gestalten, dass es nicht zu Wohungsleerstand kommt. Hierzu wird die 

CDU ein Handlungskonzept Wohnen aufstellen und mit den Eigentümerinnen und Eigentümern in 

Kontakt treten. Die in den letzten fünf Jahren verzögerten und teils gekippten Wohnbauprojekte 

wollen wir wieder aufgreifen, wie z.B. an den Lappenstrünken oder in Roleber

Ja. Hierfür bietet der freie Arbeitsmarkt die perfekten Bewerber*innen an: Obdachlose! Eine bessere Nutzung von vorhandenem Wohnraum ist ein wichtiger Baustein, um der 

Wohnungskrise zu begegnen. Dazu gehört auch, dass es möglichst wenig Wohnungleerstand gibt. 

Die Stadtverwaltung ist bereits gegen Wohnungsleerstand aktiv. Mehr Personal wird die Situation 

voraussichtlich nicht verbessern, solange die Gesetzeslage der Kommune nur wenig 

Handlungsmöglichkeiten eröffnet. Wir sind nur dann für den Einsatz von zusätzlichem Personal, 

wenn dieses effizient zur Problemlösung beitragen kann.

Wir setzen uns weiterhin ein für das kommunale Zweckentfremdungsverbot für Wohnraum und 

die konsequente Kontrolle und Regulierung von Kurzzeitvermietungen über Plattformen wie 

AirBnB. Dazu werden wir auch sicherstellen, dass in beiden Bereichen genügend Personal 

vorhanden ist, um die geltenden Regeln durchzusetzen.

Grundsätzlich unterstützt die AfD den Abbau von Leerstand. Ob dies durch durch eine personelle 

Aufstockung des städtischen Personals geschieht, ist mehr als fraglich.

Bonn braucht dringend mehr Wohnraum. Insbesondere bezahlbarer Wohnraum ist immer 

schwerer zu finden. Das treibt vor allem junge Familien aus unserer Stadt. Deshalb sollte mehr 

getan werden, damit möglichst viele der schätzungsweise 5000 leerstehenden Wohnungen in 

Bonn wieder bewohnt werden. Besonders ärgerlich ist, dass ausgerechnet die bundeseigene 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben hunderte ihrer Wohnungen in Bonn leerstehen lässt. 

Beratung und Dialog mit den Vermietern kann hier helfen. In letzter Konsequenz ist Leerstand von 

über sechs Monaten eine Zweckentfremdung und kann mit Ordnungsgeld geahndet werden.

7 Die Stadt Bonn soll private Feuerwerke im Stadtgebiet 

verbieten.

Ein generelles Verbot privater Feuerwerke lehnen wir ab. Vielmehr setzen wir auf 

verantwortungsbewussten Umgang und gezielte Regelungen an sensiblen Orten.

Lärm, Müll und Feinstaub belasten Mensch und Tier. Wir möchten unsere Umwelt und Gesundheit 

besser schützen. Deshalb setzen wir uns bei öffentlichen Anlässen für emissionsärmere Alternativen 

zum Feuerwerk ein. Ein generelles Verbot für private Anlässe halten wir allerdings nicht für 

zielführend.

Wir treten dafür ein, dass private Feuerwerke nur noch in bestimmten Bereichen der Stadt zulässig 

sind und aus Tierschutzgründen, z.B. in der Rheinaue oder um das Tierheim herum, untersagt 

werden.

Insbesondere zum Jahreswechsel soll Feuerwerk weiter erlaubt bleiben. Feuerwerke verursachen jährlich zahlreiche Verletzungen, verschmutzen die Luft massiv und 

belasten Tiere sowie Kranke. Ein Verbot schützt Umwelt und Gesundheit – ohne die öffentliche 

Feierkultur zu verbieten.

Die CDU ist keine Verbotspartei. Die Stadt sollte neue, innovative und emissionsarme Lichtshows 

als alternativen Anreiz unterstützen. Feuerwerk gänzlich zu verbieten, ist realitätsfern und lehnt die 

CDU ab.

Ja, privates Feuerwerk nur noch als AR-Filter bei Instagram. Alles andere macht Feinstaub und 

Faschismus.

Wir verstehen, dass ein Verbot von Feuerwerk sowohl für (Haus-)Tiere als auch für die Luftqualität 

Verbesserung bringen könnte. Derzeit sehen wir dies jedoch nicht als Priorität.

Die Anzahl privater Feuerwerke haben in den letzten Jahren zugenommen. Wir werden im Auge 

behalten, ob Maßnahmen ergriffen werden müssen. Zur Zeit halten wir ein Verbot für nicht 

notwendig.

Seit Jahrhunderten gehört Feuerwerk zu Silvester. Das BSW ist keine „Verbotspartei“, Bonnerinnen 

und Bonner sollen selbst entscheiden dürfen, wie sie das neue Jahr begrüßen wollen. Allerdings ist 

nicht zu übersehen, dass die Menge des zum Jahreswechsel abgebrannten Feuerwerks zunimmt, 

die Feuerwerkskörper immer leistungsfähiger und preiswerter werden. Dies führt zu einer 

wachsenden Lärmbelästigung, Feinstaubentwicklung und Bergen von Abfall, die vom Himmel 

regnen und vielfach liegen bleiben. Wir sollten gemeinsam nach einer Lösung suchen, die 

traditionelles Feuerwerk erhält und gleichzeitig die zunehmenden negativen Folgen eingrenzt. Ein 

einfaches Verbot kann dagegen nicht die Lösung sein.

8 Die Gewerbesteuer in der Stadt soll gesenkt werden. Wir wollen Bonn als Wirtschaftsstandort stärken. Eine Senkung der Gewerbesteuer schafft Anreize 

für Unternehmen, sich in Bonn anzusiedeln und Arbeitsplätze zu schaffen.

Wir wollen eine starke Wirtschaft, die Verantwortung übernimmt. Eine pauschale Senkung der 

Gewerbesteuer lehnen wir ab. Sie würde wichtige Investitionen in Klima, Bildung und Soziales 

gefährden. Eine weitere Erhöhung wollen wir vermeiden.

Die Gewerbesteuer zahlen Unternehmen auf ihre Gewinne. Wenn die Stadt diese Steuer senkt, 

würden die Schulden noch weiter steigen oder die Stadt müsste die Grundsteuer erhöhen, die 

dann das ohnehin schon viel zu teure Wohnen in Bonn weiter verteuern würde. Das lehnen wir ab.

Sofern es die Haushaltslage zulässt. Eine moderate Senkung entlastet kleine und mittlere Betriebe, macht Bonn für Unternehmen 

attraktiver und stärkt die lokale Wirtschaft. Langfristig kann das sogar zu mehr Einnahmen durch 

neue Ansiedlungen führen.

Die CDU setzt sich für eine Senkung der Gewerbesteuer auf den alten Stand von 490%-Punkte ein, 

um auf Anreize für Neuansiedlungen und Bestandssicherung von Unternehmen zu setzen. So 

erhöhen wir die Steuereinnahmen der Stadt mittelfristig.

Nein. Steuersenkung ist der feuchte Traum von Leuten, die eh schon drei Immobilien, zwei 

Stiftungen und null Gewissen haben. Wir sagen: Wer Porsche fährt, kann auch für 

Parkbankrenovierung zahlen.

Ohne Mitwirkung der Landes- und Bundesebene kann sich die Stadt weitgehend nur über 

Gewerbe- und Grundsteuer finanzieren. Bei einer Senkung der Gewerbesteuer ist zu erwarten, dass 

zur Refinanzierung daraufhin langfristig die Grundsteuer erhöht werden muss, womit alle 

Bürgerinnen und Bürger Bonns finanziell betroffen wären.

Im Rahmen des Haushaltkompomisses 23/24 in der Koalition hat die Volt-Fraktion nur unter 

großen Vorbehalten einer Anhebung der Gewerbesteuer zugestimmt. Dadurch liegt Bonn im 

Vergleich zu anderen NRW Städten diesbezüglich sehr hoch. Um attraktiv für das Gewerbe zu sein, 

befürworten wir eine mittelfristige moderate Absenkung der Gewerbesteuer.

Die finanzielle Situation vieler Kommunen ist enorm angespannt, da insbesondere das Land NRW 

in vielen Bereichen wie Ganztags- oder Kitabetreuung nicht ausreichend Geld zur Verfügung stellt. 

Wir setzen uns weiter dafür ein, dass die Kommunen strukturell finanziell entlastet werden. 

Ansonsten sind keine Spielräume für Steuersenkungen vorhanden.

9 Die Stadt Bonn soll queeren Menschen sichere Schutz- und 

Begegnungsräume zur Verfügung stellen.

Jeder Mensch soll sich in Bonn sicher und frei entfalten können – unabhängig von sexueller 

Orientierung oder geschlechtlicher Identität. Ob spezielle Schutz- und Begegnungsräume dafür 

der richtige Weg sind und städtisch finanziert sein müssen, hängt von der konkreten 

Ausgestaltung ab. Wir setzen auf individuelle Freiheit, freiwillige Angebote und ein respektvolles 

Miteinander im gesamten öffentlichen Raum.

Queere Menschen brauchen sichere Orte. Wir setzen uns auch weiterhin für Schutzräume, 

Beratungsangebote und queere Begegnungszentren ein – damit Bonn für alle ein Zuhause bleibt.

Menschen, die nicht der cis-heteronormativen Mehrheitsgesellschaft entsprechen – etwa lesbische, 

schwule, bisexuelle, trans*, inter*, asexuelle und queere Personen (LSBTIAQ*) – erfahren nach wie 

vor Diskriminierung, Ausgrenzung und Gewalt. Viele können ihre Identität in Schule, Beruf oder im 

öffentlichen Raum nicht offen leben. Einrichtungen wie das Jugendzentrum GAP oder 

Bildungsprojekte wie SCHLAU Bonn bieten wichtige Schutzräume, Beratung und Aufklärung – und 

müssen dauerhaft finanziell abgesichert werden.

Allen Bonnerinnen und Bonnern in Bedrohungslagen sollen sichere Schutz- und 

Begegnungsräume zur Verfügung gestellt werden. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 

garantiert Menschen, die sich selbst nicht mit den traditionellen Vorstellungen von Geschlecht und 

Sexualität identifizieren können, gleiche Rechte wie für Menschen binärer sexueller Orientierung.

Der Schutz queerer Menschen ist wichtig, aber die Stadt sollte vorrangig bestehende Strukturen 

stärken und mit Initiativen zusammenarbeiten, bevor sie neue städtische Räume schafft. Es braucht 

gute Lösungen statt Symbolpolitik.

Anfeindungen, Antisemitismus, Hass und Hetze, Ausgrenzungen und Diskriminierungen haben in 

unserer Stadt keinen Platz. Die CDU nimmt mit Bestürzung die zunehmende Queerfeindlichkeit in 

unserer Gesellschaft wahr. Die Stadt stellt Gruppen und Initiativen bereits Räumlichkeiten zur 

Verfügung und soll dies auch künftig tun.

Ja, was sonst??? Ungarn?? Es gibt bereits ein gutes Angebot, welches über Initiativen bereitgestellt und von der Stadt 

unterstützt wird. Volt ist eine kontinuierliche weitere Unterstützung wichtig. Insbesondere müssen 

queere Menschen gegenüber steigenden Angriffen von Rechts geschützt werden.

Queeres Leben wird immer häufiger angegriffen. Das dürfen wir nicht einfach hinnehmen, sondern 

wir werden uns dafür einsetzen, dass queere Menschen in Bonn gut leben können und hier 

Begegnungsorte finden, an denen sie sich keine Sorgen um ihre Sicherheit machen müssen.

Queere Menschen können sich gerne selbst organisieren, wenn sie solche Räume haben möchten. Das BSW bekennt sich zu den allgemeinen Grund- und Menschenrechten, wie dem Grundsatz der 

Gleichberechtigung und Gleichbehandlung aller Menschen. Ferner garantiert das Allgemeine 

Persönlichkeitsrecht des deutschen Grundgesetzes jeder Person freie Selbstbestimmung in Bezug 

auf ihr äußeres Erscheinungsbild sowie ihre kulturelle oder sexuelle Identität. Die Einrichtung von 

Räumen, die exklusiv queeren Menschen vorbehalten wären, würde dem Prinzip einer offenen, 

inklusiven Gesellschaft widersprechen und die Anerkennung und Gleichbehandlung der 

betroffenen Menschen nicht fördern.

10 In Bonn soll eine zusätzliche Gesamtschule errichtet werden. Der Schulraum in Bonn ist aktuell ausreichend. Eine neue Gesamtschule würde bedeuten, dass eine 

bestehende Schule – etwa ein Gymnasium – gegen ihren Willen umgewandelt werden müsste. Das 

lehnen wir ab. Schulvielfalt braucht Planung mit Augenmaß, nicht ideologisch motivierte 

Umverteilung.

Gute Bildung braucht Menschen, Räume und Ressourcen. Wir setzen uns für eine zusätzliche 

Gesamtschule ein, um den steigenden Bedarf zu decken und allen Kindern faire Chancen zu bieten. 

Wir haben im letzten Jahr bereits die Suche eines neuen Standorts beauftragt. Diesen Prozess 

möchten wir im Dialog mit den Schulleitungen vorantreiben. Dafür müssen aber auch die 

Rahmenbedingungen, wie z.B. ausgewogene Leistungsheterogenität, stimmen.

Die vorhandenen fünf Gesamtschulen verzeichnen jedes Jahr deutlich mehr Anmeldungen von 

Schüler*innen als sie aufnehmen. Bei genauerer Betrachtung der Schulempfehlungen erscheint die 

erforderliche Leistungsmischung an einem neuen Standort durchaus erreichbar. Von daher halten 

wir es für sinnvoll, eine weitere Gesamtschule zu schaffen, die eine differenzierte 

Leistungsförderung bei größtmöglicher Inklusion aller Schüler*innen bietet.

In der Stadt Bonn gibt es fünf städtische Gesamtschulen, damit bildet die Stadt Bonn die 

Grundlage für eine Bildungsgerechtigkeit in der an einer Schule alle Abschlüsse zur Verfügung 

stehen. Um dies zu erfüllen, bedarf es einer besonderen Zusammensetzung der Schülerschaft 

(Leistungshetegorenität) und mit Blick auf die gymnasiale Oberstufe von Beginn an einer 

ausreichenden Anzahl leistungsstarker Schülerinnen und Schüler. Die notwendige pädagogische 

Leistungsdurchmischung der Schülerschaft ist jedoch anhand von der Zahl der Ablehnungen im 

Anmeldeverfahren bis 2024 nicht darstellbar.

Gesamtschulen bieten längeres gemeinsames Lernen und faire Chancen für alle Kinder – 

unabhängig vom sozialen Hintergrund. Die hohe Nachfrage zeigt: Bonn braucht mehr 

Gesamtschulplätze, damit Eltern echte Wahlfreiheit haben.

Die dafür benötigten Anzahlen an Schülerinnen und Schülern werden nicht erfüllt, sodass die 

Verwaltung (aktuell) den Bau einer 6ten Gesamtschule ablehnt. Die bisherigen Planungen einer 

zusätzlichen Gesamtschule in Bonn lehnen wir daher ebenfalls ab, da diese aus bestehenden 

Schulen heraus entstehen soll. Dies hätte zur Folge, dass kein zusätzlicher Platz für Schülerinnen 

und Schüler entsteht, sondern nur Platz an einer Schulform zugunsten einer neuen Gesamtschule 

gestrichen werden würden. Die CDU steht für ein vielfältiges und differenziertes Schulangebot mit 

Förder-, Haupt-, Real- und Gesamtschulen sowie Gymnasien, dass die Bedürfnisse der 

Schülerinnen und Schüler individuell fordert und fördert. Insgesamt muss die Schullandschaft mit 

der Bevölkerung mitwachsen.

ok. Wir unterstützen die laufenden Aktivitäten für den Bau einer zusätzlichen Gesamtschule. Wir haben bereits den ersten Schritt hin zur Gründung einer 6. Gesamtschule in Bonn gemacht 

und werden uns weiter dafür einsetzen. Dabei wollen wir die Gesamtschule als neuen 

Schulstandort gründen. Eine Umwandlung vorhandener Schulen sehen wir angesichts des 

Schulplatzmangels kritisch.

Die AfD steht für den Erhalt des dreigliedrigen Schulsystems.

11 Die Seilbahn zum Venusberg soll gebaut werden. Die FDP Bonn unterstützt die Seilbahn ausdrücklich als zukunftsfähiges Verkehrsprojekt. Sie 

entlastet die Straßen, schafft eine direkte Verbindung zum Klinikstandort und bietet zusätzlich 

touristisches Potenzial.

Die Seilbahn ist ein innovatives Verkehrsprojekt: leise, klimafreundlich und platzsparend. Wir wollen 

sie bauen und in das Nahverkehrssystem einbinden. Das sorgt für eine bessere Anbindung des 

Venusbergs und des dortigen Universitätsklinikums. Außerdem wir die Innenstadt von weiterem 

Verkehr entlastet.

In der Mitgliedschaft der Linken Bonn existieren unterschiedliche Positionen zur Seilbahn: ein Teil 

sieht darin grundsätzlich ein sinnvolles neues ÖPNV-Angebot bis zum Venusberg, das andere 

Verkehre reduziert und eine schnelle Anbindung zwischen Rechtsrheinischem, Bundesviertel und 

Venusberg samt Klinikum bietet. Ein anderer Teil hält diese Effekte angesichts der zu erwartenden 

Kosten (und z.T. landschaftlichen Eingriffe) für zu hoch, um das Projekt zu rechtfertigen. Eine 

mehrheitliche Entscheidung wird letztlich dann zu fällen sein, wenn eine detaillierte Planung und 

die damit verbundenen Kosten feststehen.

Der Ratsbeschluss zum Bau einer Seilbahn von Ramersdorf über das Regierungsviertel bis auf den 

Venusberg gründet sich auf die „Standardisierte Bewertung“. Das Verfahren zur Beurteilung von 

Verkehrswegeinvestitionen im ÖPNV geht für die Bonner Seilbahn jedoch von unrealistisch hohen 

Fahrgastzahlen aus. Tatsächlich dürfte der Nutzen der Seilbahn begrenzt sein und sich die Nutzung 

auf die Stoßzeiten konzentrieren. Damit wird die Seilbahn unwirtschaftlich. Zudem ist der Bedarf für 

einen Seilbahnhalt auf dem Loki-Schmidt-Platz nicht ersichtlich.

Die Seilbahn ist ein innovatives, umweltfreundliches Verkehrsmittel, das Klinikmitarbeiter:innen, 

Studierende und Patienten schnell und zuverlässig auf den Venusberg bringt – ohne Stau und 

Parkplatzsuche. Eine echte Mobilitätslösung für die Zukunft.

Die CDU begleitet das Projekt kritisch positiv. Für die CDU wäre der Standort Ramersdorf der 

bessere Umstiegsplatz, da hier auch Park&Ride möglich gewesen wäre. Die Seilbahn soll als 

öffentliches Verkehrsmittel in das Verkehrsnetz integriert werden. genutzt werden, wenn diese 

auch in das restliche Verkehrssystem eingebunden ist. Es wäre die beste Option, um den 

Venusberg verkehrlich zu entlasten.

Ja und eine Wasserrutsche den Kottenforst hinab und eine Schleuder wieder rauf. Wir PIRATEN halten die Seilbahn für eine sinnvolle und innovative Ergänzung des öffentlichen 

Nahverkehrs in Bonn, mit dem der Venusberg besser angebunden wäre und der Arbeitsweg für 

viele Mitarbeiter*innen des Uni-Klinikums erleichtert würde.

Wir halten den Bau der Seilbahn für eine effektive Investition in einen staufreien ÖPNV. Wir stehen zu dem Projekt Seilbahn. Als nachhaltiges Verkehrsmittel ergänzt die Seilbahn durch 

die Rheinquerung das Bonner ÖPNV-Netz sinnvoll, entlastet die Verkehrsströme zum Uniklinikum 

auf den Venusberg und verkürzt die Pendelzeiten.

Die Seilbahn ist ein teures Prestigeprojekt ohne erkennbaren Nutzen. Die neue Seilbahn würde die Bahnstrecken auf beiden Seiten des Rheins, wie auch die 

rechtsrheinische Linie 62 und die Linien 61 und 62 in Dottendorf verbinden und den Venusberg 

besser anbinden. Damit wäre sie ein wertvoller Gewinn für das ÖPNV-Netz in Bonn. Bestehende 

Verunsicherungen in Bezug auf Wartung, Sicherheit und Wirtschaftlichkeit sollten noch einmal 

genauer beleuchtet werden, scheinen uns aber überwindbar.

12 Die Stadtwerke Bonn sollen bis 2028 vollständig auf 

erneuerbare Energien umstellen.

Wir bekennen uns klar zur Energiewende, aber ohne ideologische Schnellschüsse. Ein vollständiger 

Umstieg bis 2028 ist wirtschaftlich und technisch nicht realistisch. Statt starrer Zielvorgaben setzen 

wir auf Technologieoffenheit, Investitionen mit Augenmaß und Lösungen, die ökologisch und 

ökonomisch überzeugen.

Die Energiewende beginnt lokal. Wir fordern den konsequenten Ausbau erneuerbarer Energien bei 

den Stadtwerken – für echten Klimaschutz, Versorgungssicherheit und bezahlbare Energie. Wir 

haben jedoch das klare und machbare Ziel 2035 ausgegeben und wollen diesen Zeitplan 

gemeinsam erreichen. Ein Jahr früher als gesetzlich vorgeschrieben hat die Stadt Bonn im Sommer 

2025 ihren ersten kommunalen Wärmeplan verabschiedet. Dieser ist unser Fahrplan für eine 

sozialverträgliche Wärmewende.

Dies ist ein sehr ehrgeiziges, aber mit Blick auf den Klimaschutz richtiges Ziel. Derzeit erfolgt ein 

Großteil der Strom- und Fernwärmeproduktion der Stadtwerke noch über Gas. Das müssen wir 

schnell beenden und auch auf die Stilllegung des Steinkohlekraftwerks Lünen, an dem die 

Stadtwerke über Trianel beteiligt sind, hinwirken. Die Müllverbrennung (MVA) in Bonn wollen wir 

einschränken (keine Gewerbemüllverbrennung mehr), da auch sie einen erheblichen Anteil am CO2-

Ausstoß hat.

Das ist weder technisch möglich noch finanziell machbar. Der Klimaschutz duldet keinen Aufschub. Die Stadtwerke müssen als Vorbild vorangehen – mit 

sauberem Strom aus Sonne, Wind und Wasser. Das schützt Umwelt, Gesundheit und spart 

langfristig Kosten für alle.

Im Rahmen ihrer Möglichkeiten sollen die Stadtwerke schnellstmöglich auf erneuerbare Energien 

umstellen, was sie auch bereits als Unternehmensziel ausgewiesen haben. Die CDU setzt sich für 

eine Stadtpolitik ein, die die Stadtwerke in ihren Zielen unterstützt.

Ja. Sonne, Wind und heiße Luft aus Stadtratssitzungen – Bonn hat genug natürliche Ressourcen, 

um sich selbst zu versorgen. Zur Not fesseln wir ein paar BBBler ans Fahrrad.

Ein starker Fokus auf erneuerbare Energien ist im Rahmen des Klimawandels notwendig. 

Insbesondere die Stadtwerke sollten hier als gutes Vorbild vorangehen.

Dies wäre zwar wünschenswert, ist jedoch durch gesetzliche Rahmenbedingungen in dem 

Zeitrahmen kaum möglich und auch in der Umsetzung nicht realistisch. Zum Beispiel steht der 

noch mittelfristig gesetzlich vorgeschriebene Betrieb des Gasnetzes dem im Weg. Volt spricht sich 

für eine klimaneutrale Energieerzeugung bis 2035 aus.

Wir setzen uns dafür ein, erneuerbare Energien in Bonn weiter auszubauen. Als Stadt wollen wir 

hier vorangehen und den Ausbau von Solaranlagen auf städtischen Gebäuden beschleunigen. 

Zudem treiben wir den Ausbau der Fernwärme und deren Umstellung auf erneuerbare Energien 

voran. Dabei halten wir an den bisherigen Beschlüssen zur Klimaneutralität der Stadt Bonn fest; bis 

2028 sind die dafür erforderlichen Maßnahmen realistisch jedoch nicht vollständig umsetzbar.

Die vollständige Umstellung sollte geschehen, sobald sie versorgungssicher und ohne Mehrkosten 

für die Kunden möglich ist. Bislang sind die Kosten der Energiewende auf die Stromkunden 

abgewälzt worden. Das hat zu Stromkosten geführt, die viele Menschen schon lange nicht mehr 

bezahlen können. Laut Auskunft der SWB werden schon jetzt mehr als 90 Prozent des SWB-Stroms 

mit Sonne, Wind und Wasser erzeugt. Allerdings ist eine zeitnah zur Verfügung stehende 

Alternative für das von den SWB gelieferte Erdgas nicht erkennbar.

13 Die Stadt Bonn soll niedrigschwellige, sichere 

Drogenkonsumräume einrichten.

In Bonn existiert bereits ein Drogenkonsumraum. Für uns steht im Mittelpunkt, Abhängigen 

wirksam zu helfen, ohne den Konsum zu normalisieren. Eine Ausweitung muss sich am konkreten 

Bedarf orientieren und in ein umfassendes Hilfekonzept eingebettet sein – nicht als isolierte 

Maßnahme.

Sucht ist eine Krankheit, keine Straftat. Wir unterstützen sichere, niedrigschwellige 

Drogenkonsumräume, um Leben zu retten, Infektionen zu verhindern und Hilfe zugänglich zu 

machen. Die bestehenden Öffnungszeiten sollen noch ausgeweitet werden. Gleichzeitig findet so 

auch weniger Drogenkonsum im öffentlichen Raum statt, sodass alle Menschen profitieren.

Die Stadt bietet in Zusammenarbeit mit einem Träger bereits ein solches Angebot, das aber 

ausgeweitet werden sollte. Solche Räume bieten die Chance, Drogenabhängige auch mit 

unterstützenden Angeboten zu erreichen, ihnen einen sauberen und sicheren Konsum zu 

ermöglichen, der Verletzungen und Erkrankungen vermeidet, und zugleich den öffentlichen Raum 

entlastet.

Drogenkonsumräume sind keine nachhaltige Lösung. Die Stadt sollte stärker in Prävention, 

Aufklärung und Hilfsangebote investieren, um Sucht zu bekämpfen, statt Drogenkonsum zu 

verwalten.

Die CDU setzt sich für eine Ausweitung und größere Bekanntheit in der Szene für Beratungs- und 

Hilfsangebote für von Sucht betroffenen Menschen, um diese zurück in ein stabiles Leben zu 

verhelfen, ein. Die CDU setzt sich zudem für eine finanzielle und organisatorische Zusammenarbeit 

mit den umliegenden Kommunen ein, um bestehende Angebote zu verbessern.

Ja. Weil „verdrängen und weggucken“ keine Sozialpolitik, sondern feiges Stadtmarketing ist. Und 

wer das nicht versteht, darf mal ohne Kaffee ins Büro und ohne Bier zum Fußball.

Dies wird bereits u.a. durch den Verein für Gefährdetenhilfe angeboten, und Volt setzt sich für die 

Fortführung ein.

In Bonn gibt es bereits Drogenkonsumräume, in denen bei Abhängigkeiten sicher konsumiert 

werden kann und Angebote zur Suchtbehandlung vermittelt werden können. Diese Angebote 

wollen wir erhalten.

In Verbindung mit einer drogentherapeutischen Ambulanz dienen Drogenkonsumräume dem 

Schutz der Gesundheit und dem Überleben der Betroffenen. Sie bieten auch Hilfe beim Ausstieg 

aus dem Konsum. Zudem verringern sie die Auswirkungen des Drogenkonsums auf die 

Öffentlichkeit, zum Beispiel durch hinterlassene Spritzen. Bei der Einrichtung eines weiteren 

Drogenkonsumraums muss darauf geachtet werden, dass Belästigungen für die Nachbarschaft 

nicht entstehen.

14 Die Adenauerallee soll vierspurig für den PKW-Verkehr 

befahrbar sein.

Die FDP Bonn will die Erreichbarkeit der Innenstadt verbessern und Staus reduzieren. Wir setzen 

auf Gleichberechtigung aller Verkehrsträger. Rückbau von leistungsfähiger Infrastruktur wie der 

Adenauerallee lehnen wir ab, wenn er den Verkehrsfluss behindert.Für uns ist eine funktionierende 

Erreichbarkeit der Innenstadt zentral. Wir wollen Staus reduzieren und die Sperrung 

funktionierender Verkehrsachsen vermeiden – auch, um Busse und Einsatzkräfte nicht zu 

behindern.

Oberste Priorität unserer Mobilitätspolitik ist die Sicherheit aller. Sichere Schulwege sind uns dabei 

ein besonderes Anliegen. An der Adenauerallee liegen zahlreiche wichtige Ziele des Alltags (Schule, 

Universität, Arbeitgeber, Wohnungen), die sicher mit allen Verkehrsmitteln – auch dem Fahrrad – 

erreicht werden müssen. Eine für den Autoverkehr vierspurige Adenauerallee ist mit einer sicheren 

Führung des Radverkehrs nicht vereinbar. Glücklicherweise hat ein Verkehrsversuch bestätigt, dass 

auch eine zweispurige Führung den Verkehr aufnehmen kann.

Der Straßenraum ist in der Vergangenheit sehr stark zugunsten des Autoverkehrs aufgeteilt 

worden, das wollen wir ändern. Auf der Adenauerallee wird nun mit jeweils einer Spur der 

Radverkehr gefördert, zugleich haben Fußgänger*innen so den Seitenbereich ungestört für sich. 

Dies ist eine sinnvolle Aufteilung, um die umweltfreundlichen Mobilitätsformen attraktiver zu 

machen und allen Nutzenden einen sicheren Weg entlang der Adenauerallee zu ermöglichen; 

zugleich ist der zeitliche Verlust für den Autoverkehr gering. Die Anwohnenden der Adenauerallee 

profitieren dabei von einer langsameren PKW-Geschwindigkeit und geringerer Lärmbelastung.

Die Adenauerallee ist eine zentrale Verkehrsachse. Ein Rückbau würde Staus verschärfen und die 

Innenstadt belasten. Bonn braucht intelligente Verkehrssteuerung, aber keine ideologischen 

Sperrungen ohne Alternativen für Pendler und Gewerbe.

Auf der Adenaueralle ist ausreichend Platz für eine vierspurige Befahrung inklusive 

Fahrradschutzstreifen. Zudem ist einen hervorragende Fahrradstrecke am Rhein sowie entlang der 

Bahnlinie für den Nord-Süd-Verkehr vorhanden.

Nein, vier Spuren? Im Jahr 2025? Sollen wir die Autos gleich wieder mit Braunkohle betanken? Vier Spuren für PKW sind nicht möglich, ohne den Fuß-und Radverkehr unangemessen zu 

benachteiligen. Ziele wie das Beethoven-Gymnasium und die Uni-Bibliothek müssen gefahrlos und 

komfortabel mit dem Fahrrad ereichbar sein. Auch bevor die Markierung geändert wurde, gab es 

auf der Adenauerallee regelmäßig längere Staus. Zumindest am Koblenzer Tor war sie schon 

immer einspurig, was ihre Kapazität begrenzt. Die Verkehrsversuche haben ebenfalls gezeigt, dass 

der PKW-Verkehr durch den Wegfall der zweiten Spur nur wenig beeinträchtigt wird. Daher halten 

wir die jetzige Lösung mit einer Spur je Richtung für akzeptabel. Am ehesten wirkt sich die 

Kapazität der Ampeln auf den Fluss der Autos aus. Hier sollten die Ampelschaltungen und Abbiege-

Regelungen entlang der Adenauerallee noch weiter optimiert werden.

Mit dem Kompromiss, den wir als SPD durchgesetzt haben, stellen wir sicher, dass die 

Adenauerallee für den Radverkehr genutzt werden kann. Wir begrüßen den Verkehrsversuch der 

Bezirksregierung, um sicherzustellen, dass die Neuaufteilung den Verkehrsfluss nicht negativ 

beeinflusst.

Das BSW in Bonn setzt sich für eine Verkehrswende mit Vernunft und Augenmaß ein. Nicht 

vernünftig ist es, einen der wichtigsten Wege in die Stadt ohne Not zu verengen. Radfahrer 

können die weniger gefährlichen und sehr viel angenehmeren Radwege über die Kaiserstraße und 

am Rhein nutzen. Auch ist das Rad für viele Menschen keine Alternative. Bus und Bahn sind aber 

leider unzuverlässig, teuer und zumindest in den Hauptverkehrszeiten meist überfüllt. Das muss 

sich ändern, wenn Menschen auf ihr Auto verzichten sollen.

15 Gedenk- und Bildungsorte zu historischen Verbrechen, 

insbesondere zur NS-Zeit, sollen finanziell stärker unterstützt 

werden.

Die FDP Bonn bekennt sich zur Verantwortung aus der Geschichte. Der Erhalt und die 

Unterstützung von Einrichtungen wie der Bonner Gedenkstätte und das NS-

Dokumentationszentrum sind zentrale Bausteine historisch-politischer Bildung. Gerade in Zeiten 

wachsenden Antisemitismus ist es wichtiger denn je, Aufklärung und Erinnerungsarbeit zu stärken.

Erinnerung ist Verantwortung. Wir setzen uns für die finanzielle Stärkung von Gedenkorten und 

Bildungsarbeit ein – besonders zur NS-Zeit. Das schützt unsere Demokratie. Die Gedenkstätte und 

das NS-Dokumentationszentrum sollen an den historischen Ort des Klosters Endenich umziehen. In 

diesem Zuge wird die Dauerausstellung modernisiert und die pädagogische Arbeit ausgeweitet. 

Gerade in der jetzigen Zeit ist das sehr wichtig!

Die Bonner NS-Gedenkstätte ist mittlerweile eine kommunale Einrichtung, damit ihre Arbeit und 

Finanzierung dauerhaft gesichert sind. Die Erinnerung und Aufarbeitung der Vergangenheit hat für 

uns eine hohe Bedeutung, da einerseits nur so verständlich wird, wie eine Gesellschaft zu der 

wurde, die sie heute ist, andererseits ist es Gedenken an die Opfer und Teil der Prävention, der 

Aufklärung und Verhinderung erneuter deutscher Verbrechen. Angesichts der Wahlerfolge der AfD 

kann es von solchen Institutionen, bei guter Vermittlung und Pädagogik, nicht genug geben.

"Wer die Vergangenheit nicht kennt, kann die Gegenwart nicht verstehen und die Zukunft nicht 

gestalten"

Erinnerung schützt unsere Demokratie. Orte der Aufklärung über die NS-Zeit und andere 

Verbrechen stärken das historische Bewusstsein – besonders bei Jugendlichen. Mehr Förderung 

ermöglicht bessere Bildungsarbeit gegen Hass und Ausgrenzung.

Die CDU wird den Umzug der NS-Gedenkstätte ins Endenicher Kloster unterstützen und insgesamt 

stärken.

Ja. Wir begrüßen außerdem den Vorschlag, die AfD-Zentrale in Bonn zu einem Mahnmal für 

Rechtsextreme der Gegenwart zu erklären.

Volt ist dafür, Gedenk- und Bildungsorte zu historischen Verbrechen, insbesondere zur NS-Zeit 

stärker zu unterstützen. Die Bedeutung historischer Bildung wächst gerade in Zeiten zunehmenden 

Rechtsextremismus, Antisemitismus und Demokratiefeindlichkeit. Nach dem Auszug aus dem 

Viktoriakarré, der bevorstehenden Interimsphase mit Umgestaltungen, Ausstellungskonzeption 

und Museumsaufbau im Kloster Endenich (ehemaliges Kloster, NS-Ghetto) muss der dauerhafte 

Betrieb der Gedenkstätte und des NS-Dokumentationszentrums gewährleistet bleiben. Diese 

Projekte benötigen neben den administrativen Aufgaben historisch-wissenschaftliche und 

pädagogische Expertise.

Die Verbrechen des NS-Regimes dürfen niemals vergessen werden - gerade angesichts der 

Tatsache, dass rechtsextreme Kräfte weltweit immer stärker werden. Deswegen setzen wir uns dafür 

ein, die Gedenkstätte für die Opfer des Nationasozialismus in das Kloster Maria Magdalena in 

Endenich umzuziehen.

Eine gute finanzielle Ausstattung von Gedenk- und Bildungsorten zu den Verbrechen der NS-Zeit 

ist eine Verantwortung, die sich aus Deutschlands besonderer Geschichte ergibt. Das BSW wünscht 

sich in diesem Zusammenhang eine deutlichere Berücksichtigung der mindestens 24 Mio. Bürger 

der Sowjetunion, die durch den brutalen Überfall Deutschlands auf ihr Land ums Leben kamen, 

ebenso wie eine Erinnerung an die so genannten Fremdarbeiter, die nach Bonn verschleppt und 

hier teilweise auf grausame Art ermordet wurden. Gedenken sollten wir allerdings auch des 

deutschen Beitrags zum gegenwärtigen Massenmord in Gaza, verübt durch ein Land, dessen 

zweitgrößter Waffenlieferant die Bundesrepublik Deutschland ist.

16 Die Stadt Bonn soll Ihre Aktivitäten für Geflüchtete auf das 

gesetzlich vorgeschriebene Mindestmaß begrenzen.

Bonn hat beim Thema Integration Herausragendes geleistet – auch dank des Engagements vieler 

Bürgerinnen und Bürger. Die FDP Bonn spricht sich für geordnete, integrationsfördernde 

Maßnahmen aus, lehnt aber eine pauschale Reduzierung auf das Minimum klar ab.

Wir stehen für Menschlichkeit und Integration. Bonn soll ein solidarischer Ort und sicherer Hafen 

mit Perspektive für Schutzsuchende sein. Dafür setzen wir uns für bezahlbarem Wohnraum, 

Sprachkurse und unkomplizierte Beratung ein. Eine Begrenzung auf das gesetzliche Mindestmaß 

lehnen wir ab. Darüber hinaus wollen wir Erfolgsgeschichten von Vielfalt und Integration in der 

Stadtgesellschaft sichtbarer machen.

Es ist gut so, dass Bonn nicht nur das Nötigste macht und gerade nicht vor dem rechten Zeitgeist 

einknickt: Bonn soll auch in Zukunft ein sicherer Hafen für Geflüchtete sein. Wir setzen uns auch für 

die Fortführung der Angebote des Anonymen Krankenscheins mit ausreichender städtischer 

Förderung ein, da Gesundheitsversorgung ein Menschenrecht ist, das unabhängig von Herkunft 

und Aufenthaltsstatus besteht. Wir wollen auch daran festhalten, dass die Stadt die örtliche sea-eye-

Gruppe finanziell unterstützt. Seenotrettung im Mittelmeer ist für uns ein humanitäres Gebot.

Die Stadt übererfüllt seit Jahren die von ihr aufzunehmende Anzahl an Flüchtlingen, erhält dafür 

von Bund und Land aber nicht genügend Geld. Die von der Stadt allein zu tragenden Kosten sind 

von 19.855.876,26 € in 2023 auf 38.523.403,89 € in 2024 gestiegen. Während in 2023 noch 7.394 

Personen mit Fluchthintergrund im Schnitt pro Kopf Kosten von rund 2.685 Euro verursacht haben, 

waren es in 2024 für 5.658 Personen schon 6.809 Euro / Kopf. Auf Grund der prekären 

Haushaltslage sind Mehrleistungen nicht möglich.

Bonn muss soziale Angebote für alle bedarfsgerecht gestalten – ohne Überforderung der 

Verwaltung oder einseitige Prioritätensetzung. Das gesetzliche Mindestmaß stellt Grundversorgung 

sicher, während Ressourcen gezielter eingesetzt werden können.

Es müssen überall die gleichen Standards gelten, daher setzt sich die CDU auch für den Einsatz der 

Bezahlkarte ein. Der Bonner Alleingang muss aufhören. Aber im Rahmen der Integration in die 

Bonner Gesellschaft sehen wir verbesserungsbedarf und werden uns auch dieser Thematik intensiv 

annehmen und auch unseren "Ehrenamtlern" unterstützend zur Seite stehen.

Nein. Wer Menschen in Not mit Mindestmaß begegnet, hat auch nur Mindestanstand. Willkommen 

in Bonn – außer für Empathie-Verweigerer. Bonn sollte mindestens soviele geflüchtete aufnehmen 

wie das Mittelmeer.

Volt hält es für selbstverständlich, Geflüchtete bestmöglich zu unterstützen. Darüber hinaus sind 

wir der Meinung, dass nur mit ausreichenden Integrationsangeboten auch ein gutes Einleben 

möglich ist. Auch sind wir aufgrund der demografischen Entwicklung und des damit verbundenen 

Fachkräftemangels auf die Einwanderung von Menschen angewiesen.

Bonn ist sicherer Hafen und wir wollen weiterhin Menschen, die vor Krieg und Gewalt fliehen, 

Zuflucht bieten. Dafür braucht Bonn aber auch weiterhin die notwendige finanzielle Unterstützung 

von Bund und Land, für die wir weiterhin kämpfen werden.

Das BSW will unkontrollierte Migration stoppen. Die im europäischen Vergleich sehr hohen 

sozialen Leistungen für Asylbewerber und Flüchtlinge haben eine große Anziehungskraft. Das 

Prinzip, dass jeder, der die EU erreicht, unabhängig vom Schutzstatus fast immer bleiben kann, übt 

zusätzlich eine enorme Sogwirkung aus. Doch ein starker Sozialstaat funktioniert nur, wenn nicht 

jeder in ihn einwandern kann. Integrationswilligen Menschen mit einer Bleibeperspektive sollte 

dagegen stärker geholfen werden. Voraussetzung für Integration ist das Erlernen der deutschen 

Sprache und die Eingliederung in das Arbeitsleben. Dafür brauchen wir mehr Anstrengungen bei 

der Erwachsenenbildung, so dass, falls vorhandene Berufsausbildungen nicht dem deutschen 

System entsprechen, Schulabschlüsse nachgeholt werden können und Nachqualifikationen möglich 

sind, um diesen Zuwanderern den Zugang zum Arbeitsmarkt zu gewährleisten.

17 Die Haushaltsdefizite der Stadt Bonn sollen durch 

Sparkonzepte bei den Personalkosten abgebaut werden.

Die FDP Bonn fordert ein schlankes, effizientes Rathaus. Wir wollen überflüssige Stellen abbauen 

und 5 % der Stellen im Doppelhaushalt 2025/26 einsparen – ohne dabei den Bürgerservice 

einzuschränken. Unter anderem sollen in der Stadtverwaltung die Chancen von Digitalisierung und 

Künstlicher Intelligenz genutzt werden, um diese Stelleneinsparungen mit gleichzeitiger 

Serviceverbesserung zu realisieren.

Gute Verwaltung braucht qualifiziertes Personal. Wir lehnen pauschale Kürzungen ab, die die 

Handlungsfähigkeit der Stadt gefährden würden. Stattdessen setzen wir auf effiziente Strukturen, 

Digitalisierung und gezielte Investitionen. Dadurch können wir  auch Personal abbauen – bis zu 

300 Stellen in den nächsten fünf Jahren. Das wiederum schafft den Spielraum für wichtige 

Zukunftsinvestitionen, wie Klimaschutz und Angebote für Kinder und Jugendliche.

Personalabbau alleine kann und wird die städtischen Haushaltsprobleme nicht lösen. Ein 

Automatismus für immer mehr städtisches Personal, wie es in der Vergangenheit zum Teil den 

Eindruck machte, ist aber genauso falsch. Bonn braucht eine handlungsfähige Stadtverwaltung und 

eine Personalpolitik mit Augenmaß.

Und durch weitere Einsparpotenziale insbesondere bei freiwilligen Leistungen. Nachhaltiger Haushalt sichert kommunale Handlungsfähigkeit. Mit intelligenten Sparkonzepten, 

etwa durch Digitalisierung, interne Effizienz oder natürliche Fluktuation, können Personalkosten 

gesenkt werden.

Programmbüros abschaffen Bonn hat im Vergleich zu ähnlich bevölkerungsreichen Städten eine viel zu hohe Personaldichte, 

die die letzten Jahren politisch motiviert deutlich zugenommen hat. Gleichzeitig sind Bereiche der 

Verwaltung auf Grund von Personalmangel überlastet. Bis zum Ende des Jahrzehnts werden knapp 

30% des Personals in Rente gehen. Die CDU wird daher das Personal auf die Bereiche 

konzentrieren, die dringenden Bedarf haben, wie z.B. die Bürgerdienste, das Ordnungsamt oder 

die Sozialämter. Die Programmbüros der grünen Oberbürgermeisterin werden als Doppelstruktur 

abgeschafft und die Mitarbeiter in die reguläre Verwaltung integriert. Die CDU wird eine TaskForce 

einrichten, die jede freiwillige sowie Pflichtaufgabe, aber auch Satzungen und Dienstanweisungen 

untersuchen wird, um Entlastungen für den städtischen Haushalt sowie im bürokratischen Aufwand 

zu erzielen. Parallel soll die Digitalisierung vorangetrieben werden. So kann man dem kommenden 

Personalschwund frühzeitig entgegenwirken.

ja. Fangen wir doch bei den Politiker*innen an. Wer durch übermäßige Redezeit ausdehnung die 

Ratssitzung verlängert kommt in die Stille Ecke.

Nach Erfahrung der PIRATEN führt ein Personalabbau in der Verwaltung in der Regel dazu, dass 

mehr Leistungen extern ausgeschrieben werden müssen. Damit würde langfristig das Defizit eher 

vergrößert als abgebaut.

Volt setzt sich für eine effiziente Verwaltung ein, in der nur so viel Personal wie nötig arbeitet. Aus 

diesem Grund befürworten wir auch weitere Initiativen zur Verbesserung und Automatisierung von 

Verwaltungsprozessen. Die städtischen Maßnahmen müssen jedoch auch durch Initiativen von 

Land und Bund ergänzt werden.

Wir wollen prüfen, ob durch Vereinfachung und Digitalisierung von Prozessen die Kapazitäten in 

der Verwaltung erhöht werden können. Pauschale Kürzungen beim Personal lehnen wir ab.

Allein in der Amtszeit von OB Dörner wurden ca. 600 neue Stellen in der Stadtverwaltung 

geschaffen. Diese sollten auf ihren Nutzen überprüft und ggf. wieder gestrichen werden.

Der Personalaufwuchs der letzten fünf Jahre war zu stark und nicht immer sinnvoll. Die 

fortschreitende Digitalisierung schafft zudem Möglichkeiten für den effektiveren Einsatz des 

städtischen Personals. Der Abbau von Stellen muss allerdings unter Vermeidung von Kündigungen 

erfolgen und kann höchstens einen Beitrag unter vielen leisten, um die schwierige Haushaltslage 

zu bewältigen.

18 Die Stadt soll den Anteil an Grünflächen und den Baumbestand 

im öffentlichen Raum stetig weiter erhöhen.

Stadtgrün steigert Lebensqualität, verbessert das Mikroklima und macht Bonn lebenswerter. Wir 

setzen uns ein für mehr Blühflächen, den Erhalt und die Pflege von Bäumen sowie für Zisternen zur 

Bewässerung. Öffentliche Grünflächen sind für uns ein aktiver Beitrag zu Klimaresilienz und 

Lebensqualität in der wachsenden Stadt.

Grünflächen schützen das Klima und verbessern das Stadtklima. Wir wollen tausende neue Bäume 

pflanzen, Flächen entsiegeln und begrünen, wo immer es möglich ist. Unser Ziel ist es, der Natur 

ihren Raum zu geben und naturnahe Erholungsflächen in allen Stadtteilen zu sichern 

beziehungsweise schaffen. Damit haben wir in den letzten Jahren bereits begonnen.

Angesichts des offenkundigen Klimawandels müssen Städte, so sie denn lebenswert bleiben 

wollen, mehr Grün und Bäume in ihre Straßen und Plätze integrieren: sowohl zur Wasseraufnahme 

und Hitzereduktion als auch als Aufenthaltsflächen für ihre Bewohner*innen; schöner wird die Stadt 

dadurch darüber hinaus. Damit haben wir in der vergangenen Ratsperiode schon begonnen, mehr 

Stadtbäume gepflanzt als je zuvor, Grünflächen neu geplant (z.B. Stiftsplatz) und im Freiraumplan 

die bedeutenden Grünflächen benannt und deren Aufwertung vorgesehen (z.B. "Rheingärten"). So 

muss es weitergehen.

Bäume und Grünflächen verbessern Luft, kühlen das Stadtklima und fördern Lebensqualität. Sie 

sind essenziell für den Klimaschutz, Biodiversität und das Wohlbefinden aller – insbesondere in 

dicht besiedelten Stadtteilen.

Die CDU wird einen Masterplan Stadtgrün ins Leben rufen und mehr Bäume im Stadtgebiet zu 

pflanzen, sodass der Baumbestand in unserer Stadt wieder zunimmt. Ein entscheidender 

Unterschied zum bisherigen Vorgehen der Stadt wird sein, dass auch privates Grün mit einbezogen 

wird und Anreize für das private Pflanzen, bspw. über das entgeltfreie Verteilen von Setzlingen und 

Jungbäumen, gesetzt werden.

ja. Wir werden den Hofgarten zu einer Grasplantage umbauen lassen. Zur Förderung der 

Grundlagenforschung und den Geisteswissenschaften!

Der Schutz gegen Hitze und Trockenheit wird durch den Klimawandel noch drängender. Wir 

wollen die Stadt so gestalten, dass sie sich möglichst wenig aufheizt und möglichst viel Wasser 

speichern kann (Schwammstadt). Dazu sind Entsiegelung und Begrünung zusammen mit mehr 

Bäumen wichtige Elemente. Sie erhöhen außerdem die Lebensqualität und die Biodiversität. 

Flächen in der Stadt sind allerdings knapp. Daher geht es uns weniger um neue "klassische" 

Grünanlagen wie Parks oder Wald. Vielmehr wollen wir bestehende Nutzungen stärker mit mehr 

Grün zusammenbringen: Dächer und Gebäude begrünen; Plätze und Schulhöfe so (teil-)entsiegeln, 

dass Dorffest und große Pause weiter stattfinden können; neue Bäume in den Straßenraum 

bringen. Dabei wollen wir unnötige Konflikte vermeiden und abmildern. Uns ist ein 

einvernehmlicher neuer Baum direkt neben der Straße lieber als ein stark umstrittener Baum auf 

einem Parkplatz. Gute Lösungen dafür wollen wir jeweils mit den Menschen vor Ort entwickeln.

Um die Stadt gut gegen Hitze aufzustellen, wollen wir mehr Grünflächen schaffen. Das muss jedoch 

im Einklang mit den Menschen vor Ort passieren und andere Interessen müssen dabei ausreichend 

berücksichtigt werden.

In einer kreisfreien Stadt mit stark begrenzter Fläche den Grünflächenbestand zu erhöhen, ist 

schwierig bis unmöglich. Grundsätzlich sollten bestehende Grünflächen aber erhalten bleiben. 

Baumbestände sollten erhöht werden.

19 Die Stadt Bonn soll das Ziel aufgeben, bis 2035 klimaneutral zu 

werden.

Klimaschutz ist wichtig, muss aber realistisch sein. Die FDP Bonn lehnt den von der Ratsmehrheit 

beschlossenen Klimaplan mit unrealistischen Zielvorgaben ab. Statt symbolischer Jahreszahlen 

setzen wir auf konkrete, evidenzbasierte Maßnahmen, die nach Effektivität, Wirtschaftlichkeit und 

Umsetzbarkeit bewertet werden. Klimaschutz braucht messbare Fortschritte – nicht ideologische 

Vorgaben.

Die Klimakrise duldet keinen Aufschub. Wir halten am Ziel fest, Bonn bis 2035 klimaneutral zu 

machen. Wir haben den Bonner Klimaplan, um mit konkreten Maßnahmen und messbaren 

Fortschritten die gesamte Stadt klimaneutral zu machen. Diesen werden wir konsequent und mutig 

umsetzen.

Wir haben den Beschluss im Rat unterstützt, als Stadt bis 2035 klimaneutral zu werden. Bei der 

Reduzierung des CO2-Ausstoßs kommt es eben auch auf Geschwindigkeit an, um den Klimawandel 

zu stoppen oder zumindest zu begrenzen. Daran halten wir fest, auch wenn das Ziel ehrgeizig ist. 

Wer sich angesichts der Klimarealität keine herausfordernden Ziele setzt, wird im Status quo 

verharren und wenig bis nichts erreichen.

Maßgebend ist das für Deutschland erklärte Ziel, bis 2045 klimaneutral sein zu wollen. Die Klimakrise duldet keinen Aufschub. Wer jetzt das Ziel 2035 aufgibt, verschiebt Verantwortung 

auf kommende Generationen – mit katastrophalen Folgen für Umwelt, Gesundheit und soziale 

Gerechtigkeit. Bonn muss ambitioniert bleiben, denn klimaneutrales Handeln schützt nicht nur die 

Umwelt, sondern auch besonders verletzliche Bevölkerungsgruppen vor Hitze, Luftverschmutzung 

und steigenden Energiekosten.

Auch wenn die Erreichung der Klimaziele 2035 höchstwahrscheinlich nicht mehr erreicht werden 

kann, ist die Zielsetzung richtig, braucht in Zukunft aber mehr Realismus. Die schnellstmögliche 

Erreichung der Klimaziele unserer Bundesstadt Bonn wird die CDU entschlossen angehen. Dabei 

müssen die Stadt und deren Tochtergesellschaften ihrer Vorbildfunktion gerecht werden. Die 

soziale und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Einzelnen darf aber nicht überfordert werden. 

Zudem ist eine Erreichung des Ziels 2035 wahrscheinlich schon gescheitert.

Nein, Es viel lustiger den Regierungsparteien bis zur letzten Minute bei 40 Grad im Schatten beim 

Lügen zuzusehen.

Der Bonner Klimaplan konkretisiert das mit breiter Mehrheit beschlossene Ziel der Klimaneutralität 

bis 2035: Er legt das Restbudget an Treibhausgasemissionen fest, das Bonn nicht überschreiten 

will. Einerseits sind diese Ziele nicht ambitioniert genug: Bei der Bilanzierung wird viel 

ausgeblendet, und das Restbudget ist für das 1,5-Grad-Ziel großzügig bemessen. Andererseits 

wird es sehr herausfordernd, selbst diese Ziele zu erreichen und gleichzeitig den sozialen 

Zusammenhalt zu gewährleisten. 

 

 Volt steht zu diesen Zielen, denn sie zeigen uns den richtigen Weg und den großen 

Handlungsbedarf. Wir wollen ihnen zumindest so nahe wie möglich kommen. Die beschlossenen 

Maßnahmen müssen dazu immer wieder auf den Prüfstand, um die begrenzten Ressourcen 

möglichst effizient für den Klimaschutz einzusetzen. Der Klimaplan soll auf Grundlage dieser 

Evaluationen und neuer Erkenntnisse fortgeschrieben werden.

Klimaschutz bleibt eine zentrale Aufgabe für die Stadt Bonn. Wir setzen uns daher weiter dafür ein, 

dass Bonn so schnell wie möglich klimaneutral wird, entsprechend den bisherigen Beschlüssen.

Das BSW in Bonn steht für eine durchdachte Klima- und Umweltpolitik, die den Klimawandel ernst 

nimmt, aber sich nicht in planlosem Aktivismus verrennt und dabei viele Millionen Euro Steuergeld 

verbrennt. Tatsächlich spricht wenig dafür, dass Bonn noch bis 2035 Klimaneutralität erreichen 

kann. Fehler der aktuellen Stadtratsmehrheit tragen dafür einen Teil der Verantwortung. Wichtige 

Probleme wurden nicht oder nicht entschlossen angegangen: Solaranlagen auf allen geeigneten 

Dächern im Besitz der Stadt, schnelle und konsequente energetische Sanierung städtischer 

Gebäude, Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs. Das Ziel aufzugeben wäre allerdings auch 

das falsche Signal. Wichtig ist, dass wir endlich anfangen das Richtige zu tun.

20 Die Stadt soll ihr Vorhaben von 2016 realisieren und ein 

Zentralbad/Sport- und Freizeitbad in Dottendorf bauen.

Die FDP Bonn hat sich in der Vergangenheit für das zentrale Familienbad in Dottendorf eingesetzt. 

Nach der Ablehnung der Bonnerinnen und Bonner im Bürgerentscheid ist diese Lösung leider 

nicht mehr realistisch. Wir fordern heute ein Kombibad am Römerbad als Ersatz für das nicht 

sanierungsfähige Frankenbad. Unsere Bäderpolitik setzt auf moderne, familienfreundliche 

Lösungen mit breiter Akzeptanz und eine zuverlässige Absicherung des Schulschwimmens und 

Vereinssports.

Wir setzen auf wohnortnahe, vielfältige Bäderangebote statt eines zentralen Großprojekts, das ist 

der Auftrag des ersten Bonner Bürgerrats. Daher lehnen wir ein neues Zentralbad in Dottendorf ab. 

Stattdessen wollen wir die bestehenden Bäder sanieren und modernisieren – bedarfsgerecht, 

klimafreundlich und familienfreundlich. So werden wir dafür sorgen, dass es in jedem Stadtbezirk 

ein funktionierendes Hallenbad geben wird und alle Freibäder erhalten bleiben. Außerdem werden 

wir die Möglichkeit eines Badeschiffs auf dem Rhein prüfen.

Das Zentralbad haben wir abgelehnt, weil wir für den Fortbestand der Stadtteilbäder eintreten und 

sie nicht verfallen lassen wollen. Bonn hat viele Bäder, wenn sie endlich richtig erhalten würden, 

stünde viel Wasser zum Schwimmen in der Nachbarschaft zur Verfügung.

Bonn braucht ein modernes, barrierefreies Schwimmbad für Schulen, Vereine und Familien. Das 

Projekt wurde 2016 beschlossen – jetzt muss es umgesetzt werden, um Bildung, Gesundheit und 

Freizeitqualität zu sichern.

Das Projekt des ehemaligen CDU Oberbürgermeisters, Ashok Sridharan, ist seinerzeit durch einen 

Bürgerentscheid abgelehnt worden. Auch wenn wir überzeugt sind, dass dieses Schwimmbad der 

richtige Weg gewesen wäre, ist der Wille der Bürgerinnnen und Bürger von der Politik umzusetzen. 

Das Schwimmbadprojekt in Dottendorf ist daher endgültig gescheitert und die CDU konzentriert 

sich auf die bisherige Bäderlandschaft. Das Bonner Bäderkonzept muss Kombibadlösungen 

prioritär umsetzen. Hierzu werden Römerbad und Ennertbad zu Kombibädern erweitert und 

anschließend Frankenbad und Beueler Bütt aufgegeben. Zudem werden wir den Neubau des 

Kurfürstenbades, die Erweiterung des Hardtbergbades und die Sanierung des Melbbades 

vorantreiben.

Neutral, erstmal Meldbbad schick machen und Badeverbot für Guido Deus - sonstr können wir 

nicht entspannen.

Die Entscheidung gegen ein Zentralbad wurde bereits durch eine Bürger*innenbefragung 

entschieden. Wir wollen, dass alle Menschen in Bonn Schwimmen lernen können, im Schulsport, in 

Kursen und in den Vereinen. In allen Stadtbezirken soll das Schwimmen rund ums Jahr möglich 

sein. Wir setzen uns deshalb für die Instandhaltung und ggf. Erweiterung der bestehenden Bäder 

ein.

Wir stehen zum beschlossenen Bäderkonzept mit Stadtteilbädern in jedem Stadtbezirk und wollen 

dieses Konzept zügig umsetzen. Dabei liegt der Fokus zunächst auf den Hallenbädern, um das 

Schul- und Vereinsschwimmen sicherzustellen.

Die Stadt sollte zunächst die Schwimmbäder sanieren, die aktuell wegen starker 

Sanierungsbedürftigkeit geschlossen sind.

Bonn braucht seine wohnortnahen Bäder, in denen Kinder aus dem Viertel schwimmen lernen und 

in denen man am Morgen vor der Arbeit ein paar „Bahnen ziehen“ kann. Deshalb müssen die 

städtischen Bäder auch endlich instand gesetzt werden.

21 Die Stadt soll in Kooperation mit der Polizei die 

Videoüberwachung des öffentlichen Raums ausweiten.

Die FDP Bonn lehnt flächendeckende Videoüberwachung ab. Sie kommt nur in klar definierten 

Ausnahmesituationen in Frage, wenn sie nachweislich zur Verbesserung der Sicherheit beiträgt und 

rechtsstaatlich eng begrenzt ist.

Sicherheit braucht kluge Lösungen. Wir setzen auf Prävention, soziale Präsenz und punktuelle, 

rechtskonforme Überwachung. Wir wollen keine flächendeckende Kontrolle des öffentlichen 

Raums. Unser Programm Sicherheit, Sauberkeit und Ordnung setzt wirksame Alternativen zur 

Videoüberwachung um.

Standardmäßige Videoüberwachung im öffentlichen Raum lehnen wir ab, da sie bei sehr geringem 

"Sicherheitseffekt", der weit überwiegend auf Verdrängungseffekten beruht, einen zu starken 

Eingriff in die persönlichen Freiheitsrechte darstellt. Die Ausweitung der Videoüberwachung in 

Bonn geht allerdings nicht auf einen politischen Beschluss zurück, sondern erfolgt eigenständig 

durch die Polizei. Der Stadtrat hat hierauf keinen unmittelbaren Einfluss.

Bestimmte Orte sollten permanent überwacht werden. Videoüberwachung schafft oft nur ein Gefühl von Sicherheit, löst aber keine Probleme. Statt 

flächendeckender Überwachung brauchen wir mehr Präsenz von Polizei und Ordnungsdienst an 

Brennpunkten.

Die CDU will da, wo es rechtlich möglich ist, an öffentliche Brennpunktstellen verstärkt 

Videoüberwachung der Polizei einsetzen. Der bisherige Einsatz der Technologie in Bonn hat die 

positives Effekte für die Sicherheit bereits gezeigt.

Nein. Bonn braucht kein Big Brother, sondern big brains. Wer glaubt, Überwachung schaffe 

Sicherheit, hat Orwell wohl als Bauanleitung gelesen.

Volt ist gegen eine Ausweitung von anlassloser Videoüberwachung, um Persönlichkeitsrechte zu 

schützen.

Videoüberwachung kann in Einzelfällen die Sicherheit erhöhen, aber ersetzt keine Ausweitung von 

Streifen des Ordnungsamts und der Polizei. Eine pauschale Ausweitung der Videoüberwachung 

lehnen wir daher ab.

Ob Videokameras Kriminalität verhindern, ist mehr als fraglich. Die AfD fordert stattdessen eine 

stärkere Präsenz der Sicherheitsbehörden.

22 Die Stadt Bonn soll obdachlosen Menschen ganzjährig eine 

Unterkunft zur Verfügung stellen, die sie den ganzen Tag 

nutzen können. Sie soll über abschließbare Zimmer und eigene 

Sanitäranlagen verfügen.

Die FDP Bonn unterstützt das Konzept „Housing First“. Menschen in Not brauchen Stabilität und 

Würde. Trägerwohnungen mit privatem Rückzugsraum und sanitären Einrichtungen sind zentrale 

Bausteine für den Ausstieg aus der Obdachlosigkeit.

Menschen in Not verdienen Würde. Wir fordern ganzjährige, nutzbare Unterkünfte mit privatem 

Rückzugsraum und Hygiene. Als Teil einer menschenwürdigen Obdachlosenhilfe setzen wir das 

bereits seit Jahren um.

Die bisherigen, überwiegend für wenige Tage angelegten Übernachtungsmöglichkeiten für 

Obdachlose reichen nicht aus, zumal ihnen auch nahezu keine Wohnungen über die Stadt 

angeboten werden können. Eine zusätzliche Einrichtung mit komfortablerer Ausstattung wäre sehr 

sinnvoll. Wir unterstützen auch die Bonner Offensive zur Bekämpfung der Wohnungslosigkeit und 

setzen uns für die Ausweitung von Angeboten ein.

Im Sozialrecht ist verankert, dass Obdachlose grundsätzlich einen Anspruch auf Unterbringung 

haben, um vor Witterungseinflüssen geschützt zu sein und um ein menschenwürdiges Leben 

führen zu können.

Jeder Mensch verdient Schutz, Würde und Privatsphäre – unabhängig von seiner Lebenslage. Eine 

ganzjährig geöffnete Unterkunft mit sicheren, hygienischen Bedingungen ist ein erster Schritt aus 

der Obdachlosigkeit und schützt vor Ausgrenzung, Gewalt und Krankheit.

Niemand in Deutschland muss obdachlos sein, kann aber in die Wohnungslosigkeit geraten, wenn 

ein stabiles Leben aus persönlichen Schicksaalsschlägen nicht mehr möglich ist. Die CDU setzt sich 

für eine Ausweitung und größere Bekanntheit für Beratungs- und Hilfsangebote für von Sucht 

betroffenen Menschen, um diese zurück in ein stabiles Leben zu verhelfen, ein. 

Wohnungslosenhilfe und Notunterkünfte müssen bedarfsgerecht ausgebaut werden. Das Ziel 

bleibt aber immer, Betroffende zurück in ein normales Leben zu führen. Daher lehnt die CDU 

zusätzliche dauerhafte Unterkünfte ab, da sie das Grundproblem nicht angehen. Die CDU setzt sich 

zudem für eine finanzielle und organisatorische Zusammenarbeit mit den umliegenden Kommunen 

ein, um bestehende Hilfsangebote zu verbessern. Außerdem muss das private und öffentliche 

Bauen für mehr Wohnraum von unnötigen Regelungen und Bürokratie befreit und gekippte 

Bauprojekte wieder gestartet werden.

Ja. Wir nennen dieses neue Konzept WOHNUNG (menschenWürde Oder Humanismus Normal Und 

Neidfrei Gedacht). Empathie du Penner!

Volt fordert die Bereitstellung von Sozialwohnungen für ein “Housing-First”-Pilotprojekt, um 

Obdachlosen eine eigene Wohnung und eine Begleitung in ein wieder geregeltes Leben zu 

ermöglichen. Dies sollte möglichst bald umgesetzt werden. Dies ist auch ein Ziel der Europäischen 

Union, welches Volt unterstützt.

Die Unterbringung von Wohnungslosen erfolgt in Bonn nicht über die Stadt selbst, sondern durch 

freie Träger. Wir setzen uns dafür ein, eine gute Unterbringung von Wohnungslosen in Bonn 

sicherzustellen und insbesondere die Ursachen von Wohnungslosigkeit, nämlich zu hohe Mieten, 

zu bekämpfen.

Statt einer städtischen Unterkunft sollte die Stadt lieber die bereits existierenden Projekte anderer 

Träger stärker unterstützen.

23 Wichtige innerstädtische Straßen sollten wieder mit Tempo 50 

statt Tempo 30 befahren werden dürfen.

Für die FDP Bonn gilt: Verkehr muss fließen. Pauschale Tempolimits ohne verkehrliche 

Notwendigkeit lehnen wir ab.

Tempo 30 schützt Leben, senkt Lärm und macht Städte lebenswerter. Wir halten daran fest für 

sichere Schulwege, bessere Luft und eine gerechtere Verkehrspolitik.

Unser Wunsch ist im Gegenteil, dass möglichst in der ganzen Stadt Tempo 30 gilt: Es reduziert den 

Verkehrslärm, die Schadstoffbelastung und die Zahl der Unfälle, zugleich steigt die Attraktivität 

umweltfreundlicher Mobilitätsformen.

Auf Hauptverkehrsstraßen braucht es fließenden Verkehr, damit Rettungsdienste, Lieferverkehr und 

ÖPNV effizient unterwegs sein können. Tempo 50 entlastet Nebenstraßen, reduziert Staus und 

fördert eine sinnvolle Verkehrslenkung – ohne blinden Aktionismus.

Die Ausweitung von Tempo 30 auf Hauptverkehrsadern führt zu einer Verlagerung des Verkehrs in 

die Wohngebiete. Die CDU setzt sich für eine Beruhigung der Wohngebiete und 

Geschwindikeitsreduzierungen in kinderreichen Gegenden insbesondere vor Schulen und 

Kindergärten ein. Folgerichtig muss auf den Hauptstraßen Tempo 50 gelten, um den Verkehr 

dorthin zu steuern.

Nein. Ich mag Züge. Nach Ansicht der PIRATEN hat Tempo 30 auf vielen Strecken merklich zu einer Lärmreduktion 

geführt, während der zeitliche Vorteil durch Tempo 50 mitten in der Stadt nur geringfügig ist.

Tempo 30 ist nachweislich eine gute Möglichkeit, um Unfälle und Verkehrslärm zu vermeiden. 

Deshalb unterstützt Volt Geschwindigkeitsbegrenzungen auf ausgewählten Straßen der Stadt.

Tempolimits müssen immer im Einzelfall geprüft werden. Insbesondere vor Schulen, Kitas und 

Spielplätzen wollen wir Tempo 30 ausweiten und überwachen, um die Sicherheit im Verkehr zu 

erhöhen.

24 Der Cityring soll wieder vollständig für den motorisierten 

Individualverkehr geöffnet werden.

Die Sperrung zentraler Verkehrsachsen hat zu Staus und Umwegen geführt. Wir setzen uns für eine 

bessere Erreichbarkeit der Innenstadt ein. Dazu kann auch die vollständige Wiederöffnung des 

Cityrings gehören.

Wir setzen auf lebenswerte Innenstädte mit Vorrang für Bus, Bahn, Rad und Fußverkehr. Eine 

Rückkehr zum vollumfänglichen Autoverkehr auf dem Cityring wäre dahingehend ein Rückschritt. 

Außerdem würde eine Öffnung des Cityrings die Planungen für eine dringend notwendige 

Modernisierung des Busbahnhofs verzögern und seinen notwendigen Ausbau blockieren.

Durch die Schließung des Cityrings hat sich die Verkehrsbelastung in der Kerninnenstadt an 

Normaltagen deutlich reduziert und die Nutzer*innen des Busbahnhofs einschließlich querender 

Radfahrer*innen sind froh, dass der Autoverkehr auf der Maximilianstraße entfallen ist. Für einen 

modernen neuen Busbahnhof wird zudem mehr Platz benötigt. Langfristig wird aus unserer Sicht 

die Innenstadt erheblich gewinnen, wenn der Autoverkehr so weit wie möglich reduziert wird und 

die Aufenthaltsqualität deutlich steigt. Davon profitiert dann auch der Einzelhandel.

Eine funktionierende Innenstadt braucht Erreichbarkeit – für Einzelhandel, Gastronomie, Anwohner 

und Pendler. Die Öffnung des Cityrings entlastet Nebenstraßen, verbessert Verkehrsflüsse und 

stärkt die Attraktivität der City für alle.

Die CDU steht einer erneuten Öffnung des City-Rings positiv gegenüber, möchte dies aber 

zunächst prüfen und auf Grundlage des Prüfergebnisses und im Dialog mit den wesentlichen 

Akteuren entscheiden. Zuerst soll ein gesamtstädtisches Verkehrskonzept mit externer 

Unterstützung (wie z.B. der Uni) erarbeitet werden. Die Zeit ideologischer motivierter 

Mobilitätspolitik in Bonn muss enden und daher ist keine klares Ja oder Nein hier möglich.

Nein. Geil Stau! Der sogenannte "Cityring" führt über den künftigen Busbahnhof, den wir in der vergrößerten Form 

dringend brauchen. PKWs sollten deshalb nicht entlang des Cityrings auf den Busbahnhof geführt 

werden.

Im Rahmen der Neugestaltung des Busbahnhofs werden wir auch die Fläche des ehemaligen City-

Rings nutzen und lehnen daher die Öffnung des City-Rings ab.

25 Die Stadt Bonn stellt sicher, dass der gesetzliche Anspruch auf 

Kinderbetreuung ganzjährig gewährleistet wird.

Ferienzeiten in Kitas sind vertretbar – aber nur, wenn sie mit der Lebensrealität berufstätiger Eltern 

vereinbar sind. Wir fordern eine verlässliche Betreuung, die Urlaubszeiten mit der Familie 

ermöglicht und Arbeitszeiten nicht zum Problem macht. Dafür braucht es flexible Angebote und 

genügend Personalreserven.

Kinderbetreuung ist Grundversorgung. Wir fordern ausreichend Plätze und verlässliche Angebote 

auch in Ferienzeiten für Familienfreundlichkeit und echte Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Eine 

Herausforderung stellt der Fachkräftemangel dar. Hier wurden in den letzten Jahren bereits 

Lösungsansätze (verkürzte Ausbildungen, Anwerbung von ausländischen Fachkräften) gefunden, 

an denen wir weiterhin und mit Nachdruck arbeiten.

Ausreichende und zuverlässige Kita- und OGS-Plätze sind für die Kinder und ihre Familien 

besonders wichtig. Frühkindliche Bildung und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erfordern, 

dass es hier besser wird. Die Stadt braucht dafür vor allem mehr Personal, um die Betreuung 

ausbauen und auch verlässlich (ohne ständige Notgruppen oder Betreuungsausfälle) anbieten zu 

können.

Eltern müssen sich auf eine verlässliche Betreuung verlassen können – auch in den Ferien. Nur mit 

ganzjährigem Angebot lassen sich Familie und Beruf vereinbaren. Es ist Aufgabe der Stadt, hier 

Planungssicherheit zu bieten – nicht nur rechtlich, sondern auch praktisch.

Aktuell kann die Stadt den gesetzlichen Anspruch auf einen Platz zur Kinderbetreuung nicht 

erfüllen, da die politischen Prioritäten bisher Schulen und Kitas vernachlässigt haben. Die CDU wird 

diese Prioritätensetzung ändern, den Investitionsstau bekämpfen und auch die 

Arbeitsbedingungen von Kindertagespflegepersonal über die Regelungen zu Krankheits- und 

Urlaubszeiten verbessern. Ziel ist es mehr Erzieherinnen und Erzieher gewinnen zu können. Wenn 

wir den OB stellen, werden zu einem Kita-Gipfel einladen, um über die kommenden 

Herausforderungen, eine 100%-Finanzierung der freien Träger sowie andere Möglichkeiten der 

besseren Aufstellung unserer Kita-Landschaft zu sprechen.

ja. Holt die Kinder von der Straße, lasst Sie arbeiten. Volt sieht in der verlässlichen und qualitativ guten Kinderbetreuug eine zu priorisierende 

Kernaufgabe des kommunalen Angebotes. Die finanziellen und organisatorischen Prozesse der 

Stadt sind so aufzustellen, dass sie ihren gesetzlichen und sozialen Verpflichtungen zuverlässig 

nachkommen. Die Stadt muss als attaktiver Arbeitgeber für Kinderbetreung gesehen werden, um 

die Kapazitäten auszubauen.

Die aktuelle Situation in den Kitas stellt Eltern vor enorme Herausforderungen und als SPD 

kämpfen wir dafür, dass es mehr Kita-Plätze gibt und die Betreuung zuverlässig sichergestellt ist. 

Darüber hinaus setzen wir uns für eine flexiblere Betreuung ein, um Eltern im Schichtdienst 

entgegenzukommen, und für den OGS-Bereich wollen wir auch in Ferienzeiten eine 

Betreuungsgarantie einführen.

26 Bei Neubauten und Sanierungen öffentlicher Gebäude sollen 

genderneutrale Toiletten eingeplant werden.

Genderneutrale Toiletten sind an vielen Orten längst Realität – etwa in den Zügen der Deutschen 

Bahn oder in der Bonner Innenstadt. Die FDP Bonn sieht darin eine pragmatische Lösung, wo sie 

sinnvoller sind als geschlechtergetrennte Toiletten, zum Beispiel bei begrenztem Platzangebot. 

Wichtig ist: Die Entscheidung muss funktional, kostensensibel und bedarfsgerecht sein. Gleichzeitig 

setzen wir uns dafür ein, dass Damentoiletten als geschützte Rückzugsräume für Frauen weiterhin 

verfügbar bleiben.

Toiletten sollen für alle da sein. Bei Neubauten und Sanierungen wollen wir genderneutrale 

Angebote einplanen – für Inklusion, Sicherheit und Gleichbehandlung.

Abhängig von der Anzahl der Toiletten sollten anteilig auch genderneutrale Toiletten 

berücksichtigt werden. Bei der Deutschen Bahn gibt es seit jeher nur eine Toilette für alle, etwas 

gänzlich Neues ist es also nicht. In erster Linie kommt es auf die räumliche Aufteilung an, damit die 

Toilette gut und ggf. ungestört bzw. sicher nutzbar für alle ist.

Öffentliche Gebäude sollten auf klare, bewährte Standards setzen. Geschlechtergetrennte Toiletten 

bieten Privatsphäre, Sicherheit und Orientierung – insbesondere für Kinder, ältere Menschen oder 

Personen mit religiös-kulturellem Hintergrund. Freiwillige Lösungen statt pauschaler Vorschriften 

wahren den sozialen Frieden und berücksichtigen die Vielfalt der Meinungen in der 

Stadtgesellschaft.

Bei der Sanierung öffentlicher Gebäude gib es weit größere Probleme als genderneutrale Toiletten. 

Wir wären froh, wenn endlich die bestehenden Toileten in öffentlichen Gebäuden, insbesondere 

Schulen saniert würden.

Ja. Wer sich von einer Toilette verunsichert fühlt, sollte vielleicht einfach zu Hause bleiben – mit 

Windel und Weltbild von 1953.

Nach Ansicht der PIRATEN ist eine Beschränkung auf nach Geschlecht getrennten Toiletten nicht 

mehr zeitgemäß.

Geschlechtsneutrale Toiletten in städtischen und öffentlichen Bereichen fördern Inklusion und 

schaffen einen sicheren Raum für alle Menschen.

Geschlechtsneutrale Toiletten sind bereits vielerorts Realität, auch in Bonn. Daher setzen wir uns 

dafür ein, geschlechtsneutrale Toiletten in städtischen Gebäuden einzurichten, um damit allen 

Bedürfnissen gerecht zu werden.

Wozu sollte man Geld für Dinge ausgeben, die so gut wie gar nicht genutzt werden?

27 Die Bettensteuer für Hotelgäste soll abgeschafft werden. Die FDP Bonn lehnt zusätzliche Belastungen für Tourismus und Wirtschaft ab. Die Bettensteuer 

erschwert den Standortwettbewerb und benachteiligt Bonn gegenüber anderen Städten. Wir 

setzen auf Attraktivität statt Bürokratie.

Die Einnahmen aus der Bettensteuer sichern kulturelle und soziale Angebote in Bonn mit. Ihre 

Abschaffung lehnen wir ab. Sie ist ein deutschlandweit üblicher, solidarischer Beitrag des 

Tourismus zur Stadtentwicklung.

Weshalb sollen sich touristische oder geschäftliche Gäste, die auch die Infrastruktur der Stadt 

nutzen, nicht an deren Kosten beteiligen? Aus unserer Sicht scheint dies nur gerecht, zumal eine 

Stadt ja nicht nur, aber gerade auch für solche Gäste Angebote finanziert (Museen, 

Kongresszentrum etc.). Bonn ist eine attraktive Stadt für Besucher*innen, wie die steigenden 

Gästezahlen der letzten Jahre zeigen, von daher ist nicht zu befürchten, dass der letztlich 

überschaubare Beitrag von 7% der Übernachtungskosten dazu führt, dass Menschen tatsächlich 

wegbleiben.

Die Bettensteuer ist eine zusätzliche Belastung für Touristen, Geschäftsreisende und Veranstalter – 

besonders in einer internationalen Stadt wie Bonn. Ihre Abschaffung stärkt den Tourismusstandort, 

entlastet Gäste und verbessert die Wettbewerbsfähigkeit der lokalen Hotel- und 

Veranstaltungsbranche. Gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten braucht es positive Impulse 

statt neue Hürden.

Wir würden die Bettensteuer auch nicht gänzlich abschaffen, aber gleichzeitig nicht erhöhen. 

Ausnahmen wie z.B. für Jugendfahrten können wir uns gut vorstellen.

Neutral. Mhmm Bett…schlafen…müdi Die Bettensteuer hilft, die touristische Infrastruktur in Bonn zu stärken. Gleichzeitig sollte sie auch 

nicht zu hoch sein, um als touristischer Standort konkrurrenzfähig zu bleiben. Aus diesem Grund 

hat Volt sich dafür eingesetzt, dass eine Erhöhung in der laufenden Ratsperiode moderat blieb.

Damit wir als Kommune handlungsfähig bleiben, sind die Einnahmen aus der Bettensteuer für den 

Haushalt von erheblicher Bedeutung. Ohne eine bessere Kommunalfinanzierung durch Bund und 

Land sind hier keine Spielräume vorhanden.

28 Die Stadt Bonn soll stärker nachverdichten um mehr 

Wohnräume zu schaffen.

Die FDP Bonn setzt auf Nachverdichtung, Baulückenschluss und Konversion, um neuen Wohnraum 

zu schaffen – insbesondere in einer wachsenden Stadt mit begrenzten Flächen. Dabei gilt: maßvoll, 

rechtssicher und mit Augenmaß.

Wir wollen intelligent und nachhaltig mehr bezahlbaren Wohnraum schaffen. Mit behutsamer 

Nachverdichtung können neue Wohnungen entstehen, ohne neue Flächen zu versiegeln. Wichtig 

ist dabei für uns: soziale Durchmischung, Grünflächen, gute Infrastruktur und hohe Lebensqualität 

im Quartier erhalten.

Um den Flächenverbrauch und die Versiegelung deutlich zu reduzieren, ist die sog. 

Nachverdichtung im Vergleich zum Bauen im Außenbereich auf der grünen Wiese sinnvoll. Es 

kommt aber darauf an, wie und wo sie erfolgt, denn sie kann auch so stattfinden, dass den 

bisherigen Bewohner*innen am Ende kaum eine Grünfläche bzw. Freiraum bleibt. In erster Linie 

sollte deshalb Nachverdichtung auf bereits versiegelten Flächen und in die Höhe erfolgen, das 

heißt über Aufstockung oder eine höhere Geschosszahl.

Wohn- und Lebensqualität stehen im Vordergrund, Nachverdichtungen schaden Klima und 

Lebensqualität.

Statt neue Flächen zu versiegeln, sollte die Stadt vorhandene Flächen besser nutzen. 

Nachverdichtung mit Augenmaß – z. B. durch Dachausbauten oder Lückenbebauung – schafft 

dringend benötigten Wohnraum und schützt gleichzeitig Natur und Umwelt.

Die Stadt soll dort stärker Nachverdichten, wo es in die umliegende Bebauung passt, insbesondere 

in innenstadtnahen Bereichen. Eine pauschale Zustimmung für Nachverdichtung kann die CDU 

nicht geben. Wir setzen uns ebenso für Freiflächen und Frischluftschneisen ein und wollen in 

naturnahen Gebieten und zum Stadtrand zunehmend weniger verdichtete Wohngebiete. Generell 

wäre der Stadt auch schon viel geholfen, wenn in den vergangen Jahren wichtige Bauprojekte nicht 

verzögert oder gestoppt werden, wie bspw. an den Lappenstrünken oder in Roleber.

Ja, wobei vor allem Kranplätze verdichted sein müssen Volt befürwortet den Erhalt vor Neubau. Bestehende Gebäude sollen möglichst erhalten und bei 

Bedarf umgenutzt werden. Abriss und Neubau kommen nur infrage, wenn dadurch eine deutliche 

Nachverdichtung auf bereits versiegelten Flächen erreicht wird. Die Stadt soll gezielt 

Aufstockungen ermöglichen, etwa durch eine Anpassung der Bebauungspläne. Hierbei sind 

Aspekte der Klimaresilienz dahingehend zu berücksichtigen, dass eine zu dichte Bebauung lokale 

"Hitzeinseln" verstärken kann. Wohnraum braucht zudem öffentliche Infrastruktur, die mancher 

Orts bereits ausgelastet ist. Daher sind auch neue Quartiere im Außenbreich zur 

Wohnraumschaffung relevant.

Nachverdichtung ist ein zentrales Instrument, um auf der begrenzten Fläche der Stadt mehr 

Wohnraum zu schaffen. Wir werden uns weiter dafür einsetzen, dass die Stadtverwaltung 

Potenziale für die Nachverdichtung von Wohnraum ermittelt und den Gremien zum 

entsprechenden Beschluss vorlegt. Neu zu planende Supermärkte sind immer daraufhin zu prüfen, 

ob sie mit Wohnraum in den oberen Etagen bzw. über Parkplätzen kombiniert werden können.

Wenn wir in Bonn mehr Wohnraum schaffen und gleichzeitig Naturräume auf dem Stadtgebiet 

erhalten wollen, müssen wir uns auch die Flächen ansehen, die innerhalb einer bereits 

bestehenden Bebauung ungenutzt oder nicht optimal genutzt sind. Dort kann insbesondere auch 

durch Aufstockung bestehender Gebäude neuer Wohnraum entstehen. Die Stadt muss solche 

Flächen identifizieren und den Eigentümern bei ihrer Nachverdichtung mit Anreizen und Hilfen zur 

Seite stehen.

29 Die zentrale Stadtbibliothek soll an sieben Tagen pro Woche 

mindestens zehn Stunden geöffnet sein.

Die FDP Bonn setzt sich für starke, moderne Bibliotheken ein. Erweiterte Öffnungszeiten sind 

wünschenswert, müssen aber dem Bedarf entsprechen und mit Personal und Budget realisierbar 

sein. Entscheidend ist ein attraktives, nutzerfreundliches Angebot.

Bibliotheken sind Orte der Bildung, Begegnung und Ruhe. Wir befürworten längere 

Öffnungszeiten, sofern Personal und Budget dies sinnvoll ermöglichen. Als Personal- und Budget-

schonende Alternativen setzen wir deshalb auch vermehrt auf digitale Angebote, die von den 

Öffnungszeiten unabhängig sind.

Wir wollen auch den Beschäftigten bei der Stadtbibliothek ein Wochenende gönnen und lehnen 

Sonntagsöffnung hier ab.

Die Bibliothek ist ein Ort der Bildung, Ruhe und Begegnung – für alle Generationen. Längere 

Öffnungszeiten an allen Tagen stärken Chancengleichheit, besonders für Berufstätige, Schüler, 

Studierende und Menschen ohne eigenen Lernraum.

Eine Ausweitung der Öffnungszeiten auf 7 Tage die Woche ist nicht realistisch und den 

Mitarbeitenden nicht zuzumuten. Die Digitalisierung ist weiter fortzuführen, sodass während der 

Schließzeiten Onlineangebote genutzt werden können.

Ja. Oft merkt man am Sonntag beim Kochen, dass man z.B. die Milch vergessen hat. Und dann 

könnte man mal schnell in die Bibliothek gehen und nachlesen, was für eine dummer Arsch man 

doch ist.

Volt fordert, dass die Zentralbibliothek auch sonntags geöffnet wird. Vor allem der Bereich der 

Bibliothek für Kinder unter sechs Jahren ist ansprechender zu gestalten und das Buchangebot zu 

vergrößern.

Wir wollen sicherstellen, dass die Stadtbibliothek ihre Öffnungszeiten an die Bedürfnisse ihrer 

Nutzer*innen anpasst, damit alle Menschen in Bonn dieses Angebot wahrnehmen können.

Die aktuellen Öffnungszeiten sind ausreichend. Die Öffnungszeiten der zentralen Stadtbibliothek sind ausreichend. Die knappen Mittel sollten eher 

dafür verwendet werden, Stadtteilbibliotheken in ihrem Bestand zu sichern und ihre Attraktivität zu 

steigern.

30 Die Stadt Bonn soll den sechsspurigen Ausbau der A565 weiter 

vorantreiben.

Die FDP Bonn unterstützt die Engpassbeseitigung auf der A565. Der Ausbau verbessert die 

Verkehrssicherheit und reduziert Staus. Wichtig ist eine Umsetzung mit Rücksicht auf Anwohner 

und Umwelt.

Wir lehnen die massive Verbreiterung auf Kosten der Anwohnenden der A565 in dieser Form ab. 

Wir unterstützen eine Modernisierung der Autobahn sowie einen Radschnellweg daneben. Statt 

größeren Autobahnen wollen wir Lärm und CO₂ reduzieren und in nachhaltige Mobilität 

investieren.

Wir lehnen den weiteren Autobahnausbau auf sechs Spuren ab, demzufolge auch die Ausweitung 

der Nordbrücke auf diese Spuranzahl und Größe. Die Kapazitätserweiterung der Autobahn 

entspricht weder unserem klimapolitischen Ziel, der Reduktion des Auto- und LKW-Verkehrs, noch 

möchten wir den unmittelbaren Anrainern eine vergrößerte Autobahn zumuten. Wir befürworten 

eine Sanierung im Bestand mit zusätzlichem Lärmschutz.

Die A565 ist eine der meistbefahrenen Strecken der Region. Ein Ausbau kann Engpässe beseitigen, 

Verkehrssicherheit erhöhen und Umgehungsverkehr in Wohngebieten reduzieren – wenn er 

umweltverträglich und mit begleitendem Lärmschutz erfolgt.

Der Ausbau der A565 zwischen dem Kreuz Bonn-Nord und der Anschlussstelle Hardtberg wird 

erheblich zu einer besseren Verkehrssituation in der Stadt beitragen. Gleichzeitig setzt sich die 

CDU für einen stärkeren Lärmschutz an den Autobahnen in der Stadt ein.

Nein, A565 ausbauen ist wie ein Tattoo mit dem Namen des/der Ex – tut nur weh und ist bald 

peinlich.

Langfristig wird ein 6-spuriger Ausbau nach Ansicht der PIRATEN keine nennenswerte Verbessung 

des Verkehrsflusses bringen. Wir halten dies höchstens in Kombination mit parallelen 

Radschnellwegen, die deutlich von der Autobahn getrennt verlaufen, und so eine angenehm 

befahrbare Alternativroute bilden, für denkbar.

Volt setzt sich für den konsequenten Ausbau von Alternativen zum Autoverkehr, wie Ausbau des 

Schienenverkehrs, Investitionen in den ÖPNV sowie den Fahrrad- und Fußverkehr ein. Ein 

sechspuriger Ausbau widerspricht den Zielen der Mobilitätswende und ist bei zunehmenden 

Wandel auch nicht bedarfsgerecht.

Der Ausbau der A565 ist ein Projekt des Bundes. Wir setzen uns weiter dafür ein, die Autobahn um 

den Standstreifen, der gesetzlich vorgeschrieben ist, zu erweitern, und diesen bei hohem 

Verkehrsaufkommen freizugeben.




